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Vorwort

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

der vor Ihnen liegende Jahresbericht der Ar-
beitsschutzverwaltung des Landes Branden-
burg widmet sich den Ereignissen eines be-
sonderen Jahres. In der Folge der weltweiten 
Ausbreitung von Infektionen mit dem SARS-
CoV-2-Virus und der von diesem Virus aus-
gelösten COVID-19-Erkrankungen ist in der 
Bundesrepublik Deutschland am 25. März 
2020 vom Bundestag eine „epidemische 
Lage von nationaler Tragweite“ festgestellt 
und mehrheitlich beschlossen worden.

Diese epidemische Lage beeinflusst seit-
her das private, gesellschaftliche und wirt-
schaftliche Leben in zuvor nicht gekanntem 
Umfang. Neben dem öffentlichen Gesund-
heitsdienst waren auch die staatlichen Ar-
beitsschutzbehörden in besonderer Weise 
gefordert. Denn Arbeitsschutz und betrieb-
licher Infektionsschutz sind im betrieblichen 
Kontext untrennbar verbunden. Besondere 
Arbeitsschutzmaßnahmen waren als Präven-

tionsmaßnahmen zur Unterbrechung von In-
fektionsketten zwingend geboten.

Festzustellen ist: Die öffentliche Aufmerk-
samkeit für die Aspekte des Arbeitsschutzes 
und der Produktkonformität hat in der Zeit 
der Corona-Pandemie erheblich zugenom-
men. Die Rechtsetzung und die Tätigkeit der 
staatlichen Arbeitsschutzbehörde mit Über-
wachung, Intervention sowie Beratung im 
Rahmen der regulären Aufsicht oder spezi-
fischer Sonderaktionen, z. B. in der Fleisch-
wirtschaft oder Saisonarbeit, haben erheb-
lich dazu beigetragen, dass große Teile der 
Wirtschaft auch in den Zeiten des Lockdowns 
weiterarbeiten konnten und die Wirtschaft 
insgesamt nicht zu den Infektionstreibern in 
der Zeit der Corona-Pandemie gehörte. All 
diese Maßnahmen haben den Arbeitgebern 
und den Beschäftigten in den Betrieben und 
Einrichtungen Vieles abverlangt – das insge-
samt positive Fazit ist dafür der Lohn.

Klar dürfte sein: Ein vollständiges Zurück der 
Arbeitswelt in die Zeit vor der Pandemie wird 
es nach deren Ende nicht geben. Denn die 
zur Beschränkung der betrieblichen Kontakte 
eröffneten Möglichkeiten des mobilen Arbei-
tens, insbesondere im Homeoffice, werden, 
wo immer es tätigkeitsbedingt möglich ist, in 
zukünftige Konzepte der Arbeitsorganisation 
einfließen. Leider besteht für diesen wichti-
gen Bereich derzeitig noch keine zufrieden-
stellende Grundlage, in der die Bedingungen 
für eine Sicherheit und Gesundheit nicht ge-
fährdende Ausübung mobiler Bildschirmar-
beit festgelegt und Empfehlungen verankert 
sind. Hier ist bei vielen Arbeitgebern Verunsi-
cherung zu spüren. Es bedarf daher für diese 
Arbeitsform analog zum bewährten Ansatz 
im Arbeitsschutz dringend eines gesetzgebe-
rischen Rahmens und einer Konkretisierung 
in der Form von Regeln und Empfehlungen.
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Eine weitere Erkenntnis, die in Brandenburg 
gewonnen wurde, ist, dass Arbeits- und In-
fektionsschutz in einer solchen Pandemie 
eng verzahnt und abgestimmt handeln müs-
sen. Nur so lassen sich gute Erfolge im be-
trieblichen Infektionsschutz erreichen. Durch 
diese Zusammenarbeit war der Arbeitsschutz 
z. B. bei der Entwicklung von Eindämmungs- 
und Umgangsverordnungen oder der Er
stellung von Muster-Hygieneplänen für Kita 
oder Schule in Brandenburg von Anfang an 
beteiligt.

Ein wichtiges Element für einen besseren 
Arbeitsschutz in den Betrieben und damit 
auch für einen besseren betrieblichen Infek-
tionsschutz stellt das im Januar 2021 in Kraft 
getretene Arbeitsschutzkontrollgesetz dar. 
Nachgewiesen ist, dass Aufsicht wirkt, da 
verschiedene Evaluationen belegt haben: der 
Arbeitsschutz in Betrieben, die von der Auf-
sicht besichtigt wurden, ist signifikant besser 
als in nicht besichtigten Betrieben. Insoweit 
war es eine richtige Schlussfolgerung des 
Gesetzgebers, den Arbeitsschutz durch die 
bundesgesetzliche Vorgabe einer jährlichen 
Besichtigungsquote von fünf Prozent der im 
Land vorhandenen Betriebe bei gleichzeitiger 
Festlegung der Besichtigungsqualität schritt-
weise zu verbessern.

Um diesen Prozess gut zu begleiten, wurden 
für Brandenburg die notwendigen strategi-
schen Eckpunkte in einem Fachkonzept 2025 
für die Arbeitsschutzverwaltung mit dem Ti-
tel „Arbeiten in Brandenburg – gesund und 
sicher“ festgelegt. Diese werden nun schritt-
weise umgesetzt.

Über die damit verbundenen Herausforde-
rungen – von der Rekrutierung und Ausbil-
dung zusätzlichen Aufsichtspersonals über 
die Konzentration auf die Aufgaben einer Ein-
griffsbehörde bis hin zur möglichst effizienten 

Umsetzung der Prozesse (mit den Stichwor-
ten Digitalisierung und Onlinezugangsgesetz) 
– wird in den kommenden Jahresberichten 
der Arbeitsschutzverwaltung informiert wer-
den.

Mein besonderer Dank gilt allen Beteiligten in 
der Arbeitsschutzverwaltung des Landes 
Brandenburg, insbesondere aber den vor Ort 
in den Betrieben oder im Rahmen der Bereit-
stellung von Produkten tätigen Aufsichtsbe-
amtinnen und Aufsichtsbeamtinnen. Sie ha-
ben mit hoher Einsatzkraft, mit der 
Bereitstellung wichtiger Informationen, mit 
Zielstrebigkeit und konsequentem Handeln 
einen wichtigen und wirksamen Beitrag zur 
Vermeidung von Infektionsketten und insge-
samt für die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz der Beschäftigten im Land Branden-
burg geleistet.

Ursula Nonnemacher

Ministerin für Soziales, Gesundheit, 
Integration und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg
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Tätigkeit der Arbeitsschutzbehörde  
in Zeiten der SARS-CoV-2-Pandemie

Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
in der Zeit der SARS-CoV-2-Pandemie – eine Herausforde-
rung für die Arbeitsschutzbehörde im Land Brandenburg

Ende 2019 wurden aus der chinesischen 
Stadt Wuhan erste Berichte über das Auf-
treten einer „Lungenkrankheit unbekannter 
Genese“ gemeldet, die als COVID-19 (Ab-
kürzung für corona virus desease 2019) be-
zeichnet wurde. Als Auslöser dieser Erkran-
kung ist Anfang 2020 das Virus SARS-CoV-2 
(Abkürzung für severe acute respiratory syn-
drome type 2) identifiziert worden. Die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) benannte 
COVID-19 am 30. Januar 2020 eine „gesund-
heitliche Notlage von internationaler Tragwei-
te“. In wenigen Wochen breitete sich die Er-
krankung weltweit aus und wurde in der Folge 
am 11. März 2020 als Pandemie eingestuft.

In der Bundesrepublik Deutschland war eine 
erste Erkrankung am 27. Januar 2020 be-
kannt geworden. An diesem Tag wurde in 
Bayern der Fall eines Mitarbeiters einer Auto-
zuliefererfirma offenbart, der sich bei einem 
chinesischen Kollegen während einer Schu-
lungsveranstaltung angesteckt hatte. Wegen 
der weiteren schnellen Ausbreitung von In-
fektionen und Erkrankungen ist am 25. März 
2020 vom Bundestag eine „epidemische 
Lage von nationaler Tragweite“ festgestellt 
und mehrheitlich beschlossen worden. Diese 
ist in der Folge mehrfach verlängert worden. 
Damit werden der Bundesregierung beson-
dere Befugnisse nach dem Infektionsschutz-
gesetz (IfSG) eingeräumt, etwa zum Erlass 
von Rechtsvorschriften und Anordnungen. 
Zur Eindämmung des Infektionsgeschehens 
machte die Bundesregierung von dieser Er-
mächtigung umfassend Gebrauch und legte 
zur Eindämmung der Verbreitung des Virus 

zum Teil sehr einschneidende Maßnahmen 
fest. Diese waren insbesondere darauf aus-
gerichtet, Kontakte zwischen Menschen so-
weit wie möglich einzuschränken und dort, 
wo diese unabdingbar sind, entsprechende 
Schutzmaßnahmen stringent umzusetzen.

Im Ergebnis der zunehmenden Erkrankungen 
an COVID-19 und einer hohen Auslastung 
der Intensivstationen hatte die Versorgung 
der Beschäftigten im Gesundheitswesen mit 
erforderlichen Schutzausrüstungen in dieser 
Zeit existentielle Bedeutung. In der Folge der 
in den vergangenen Jahrzehnten aus Europa 
heraus überwiegend nach Asien verlager-
ten Produktionskapazitäten und der durch 
Corona weltweit sprunghaft gestiegenen 
Nachfrage nach Artikeln wie medizinischem 
Mund-Nase-Schutz (MNS) zum vorrangi-
gen Schutz Dritter oder Atemschutzmasken 
(FFP2- oder FFP3-Masken) ohne Ausatem-
ventil, zum Eigenschutz der Beschäftigten 
und zum Fremdschutz, traten erhebliche Ver-
sorgungslücken auf. Diese waren im April/
Mai 2020 akut und drohten zur unmittelbaren 
Gesundheitsgefahr, z. B. für das Personal in 
Krankenhäusern, zu werden.

Bund und Länder bemühten sich, durch di-
rekte Beschaffungen, u. a. aus Asien, dem 
Mangel entgegen zu wirken. Wegen der Not-
wendigkeit schneller Lieferungen waren die 
in Europa durch einschlägige Konformitäts-
bewertungsverfahren ansonsten üblichen 
hohen Standards teilweise nicht umfassend 
umsetzbar. Dieses machte es erforderlich, 
dass die Marktüberwachungsbehörde im 
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Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucher-
schutz und Gesundheit (LAVG) mit dem Ziel 
einer Qualitätssicherung im Rahmen der 
durchgeführten Beschaffungen herangezo-
gen wurde. Im Einzelnen wurden Warenliefe-
rungen, zu denen oft nicht die erforderlichen 
Unterlagen vorhanden waren, nach bestem 
Wissen auf Qualität im Hinblick auf die Si-
cherheit der Schutzausrüstungen überprüft. 
Damit unterstützten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des LAVG den in Brandenburg mit 
der Beschaffung und Verteilung der Schutz-
ausrüstungen beauftragten Zentraldienst der 
Polizei.

Um die Überprüfung der Maskenlieferun-
gen, die nicht das europäische Konformitäts
bewertungsverfahren durchlaufen konnten, 
auf eine vergleichbare Grundlage zu stel-
len, wurden von der Zentralstelle der Län-
der für Sicherheitstechnik (ZLS) in München 
gemeinsam mit ausgewählten Prüfstellen 
vereinfachte Testverfahren entwickelt und 
geprüft. Diese sind vorübergehend für Quali-
tätsprüfungen herangezogen worden. Wenn 
diese vereinfachten Testverfahren erfolgreich 
absolviert wurden, haben die zuständigen 
Marktüberwachungsbehörden dies bestätigt 
und somit ein legales Bereitstellen auf dem 
Markt zugelassen.

In den Betrieben wurde schnell erkannt – Ar-
beitsschutz ist im Zusammenhang mit einer 
VirusPandemie ein wichtiges Element des 
betrieblichen Infektionsschutzes. Deutlich 
wurde auch, dass zuvor über Jahre zugelas-
sene oder übersehende Versäumnisse in der 
Ausgestaltung guter Arbeitsbedingungen in 
der Zeit der Corona-Krise wie unter einem 
Brennglas zu Tage traten. Und so war es 
kein Zufall, dass Wirtschaftsbereiche, die mit 
hohem Personalbesatz und unter zum Teil 
schlechten Arbeits- und Unterbringungsbe-
dingungen ihre Leistung erbringen, wie z. B. 
in den nahezu ausschließlich mit Werkverträ-
gen arbeitenden Bereichen der Schlachtung 
und Zerlegung in der Fleischindustrie oder 
beim Einsatz von Saisonarbeitskräften in der 
Landwirtschaft, in besonderer Weise gefähr-

det waren. Denn durch diese Bedingungen 
wurden Übertragungen des SARS-CoV-2-Vi-
rus begünstigt.

Doch nicht nur für diese Brennpunkte wur-
de deutlich: eine Absenkung von Bau- oder 
Ausrüstungsstandards, z. B. in Schulen oder 
Bürogebäuden, mit der Folge von zum Teil 
unzureichenden Platzangeboten oder feh-
lenden Lüftungsmöglichkeiten führt zu Prob-
lemen, denen ohne die seinerzeit noch nicht 
gegebene Möglichkeit einer Impfung nur mit 
verstärkten Schutzmaßnahmen, wie z. B. der 
Umsetzung strengster Hygienebestimmun-
gen, dem Tragen von medizinischen Masken 
bzw. Atemschutzmasken sowie zusätzlichen 
Lüftungsmaßnahmen oder erheblichen Kon-
taktbeschränkungen begegnet werden kann.

Hier musste seitens der Arbeitsschutzinstitu-
tionen schnell und konsequent reagiert wer-
den.

Das Referat „Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit, Produktsicherheit“ stellte als ers-
tes eine Reihe von aktuellen Informationen 
für Arbeitgeber und Beschäftigte zur Corona-
Pandemie auf der Internetseite des Ministe-
riums für Soziales, Gesundheit, Integration 
und Verbraucherschutz ein. In der stetig ak-
tualisierten Reihe wurden Maßnahmenvor-
schläge und Empfehlungen zum Schutz vor 
Ansteckung mit dem Corona-Virus, z. B. für 
Saisonarbeitskräfte/Erntehelfer in der Land-
wirtschaft, für Beschäftigte im Einzelhandel 
oder für Bestattungsunternehmen dargelegt. 
Ebenso waren Empfehlungen zur Beschäfti-
gung von schwangeren und stillenden Frauen 
sowie Hinweise zur Wirksamkeit von Masken 
zum Schutz vor einer COVID-19-Erkrankung 
Gegenstand dieser Informationen.

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) reagierte ebenso wie die Arbeits-
schutzbehörden der Länder und die Unfall-
versicherungsträger. Schnell wurde schon im 
April 2020 ein SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
standard entwickelt, der zielführende Infor-
mationen für die Arbeitgeber enthielt, um mit 
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Maßnahmen des Arbeitsschutzes betriebli-
chen Infektionsschutz zu gewährleisten und 
mögliche Infektionsketten zu unterbrechen. 
Sehr gut bewährt hatte sich in dieser Zeit 
die Einrichtung eines zeitlich befristeten Co-
rona-Arbeitsschutzstabes unter der Leitung 
von Herrn Staatssekretär Böhning im BMAS. 
Diesem Stab gehörten auch zwei Vertretun-
gen der obersten Arbeitsschutzbehörden an. 
Ebenso wichtig war die enge Abstimmung 
mit den Unfallversicherungsträgern, die für 
die Branchenspezifik einzelner Bereiche, 
wie z. B. körpernahe Dienstleistungen, in der 
Folge sehr praxisgerechte Regelungen ent-
wickelt haben.

Von hoher praktischer Relevanz war im An-
schluss die zügige Erarbeitung einer die 
Vermutungswirkung auslösenden SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzregel, die gemeinsam 
von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) mit den staatlichen 
Ausschüssen unter Federführung des Aus-
schusses für Arbeitsstätten (ASTA) erstellt, 
am 20. August 2020 erstmals veröffentlicht 
und dann mehrfach angepasst wurde. Mit 
der mit dieser Arbeitsschutzregel hergestell-
ten Verbindlichkeit wurden die Grundlagen 
für einen sachgerechten Vollzug der konkre-
ten Forderungen zur Durchführung einer an 
die epidemische Lage angepassten betrieb-
lichen Gefährdungsbeurteilung und zur Ab-
leitung und Umsetzung adäquater Maßnah-
men zum Schutz der Beschäftigten vor einer 
Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus durch 
den Arbeitgeber erheblich verbessert.

Die Vollziehbarkeit der Vorschriften durch 
die staatliche Arbeitsschutzbehörde wurde 
schließlich, nach dem Vorliegen der dafür er-
forderlichen Ermächtigung im Arbeitsschutz-
kontrollgesetz, mit der 2021 erlassenen 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung wei-
ter verbessert. Arbeitgeber und Beschäftigte 
hatten zu den in dieser Verordnung enthalte-
nen Regelungsinhalten, wie den Pflichten zur 
Unterbreitung von Angeboten zur Ausübung 
der Tätigkeit im Homeoffice, zur Durchfüh-
rung von Corona-Tests oder zur Bereitstel-

lung medizinischer Masken, aber auch zu der 
zeitweise zur Einschränkung von Kontakten 
eingeführten 10 Quadratmeter-Regel als Min-
destfläche je Beschäftigten bzw. je Person, 
vielfältigen Informationsbedarf. Auch gingen 
in der Abteilung Arbeitsschutz des LAVG 
diesbezüglich vielfältige Beschwerden ein, 
denen nachgegangen wurde. Über die dies-
bezüglichen Inhalte und Erkenntnisse wird im 
Jahresbericht 2021 berichtet werden.
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Sonderaktion „Verbesserung der Arbeitsbedingungen  
in der Fleischverarbeitung während der SARS-CoV-2- 
Pandemie

Im Frühjahr 2020 traten gehäuft Corona-In-
fektionen in Betrieben der Fleischindustrie 
auf. Die hohe Zahl der Corona-Infizierten in 
Schlachthöfen und anderen fleischverarbei-
tenden Betrieben begründete sich aus den in 
diesen Bereichen festgestellten Arbeits- und 
Unterbringungsbedingungen. Verbunden mit 
diesen Feststellungen wurden Forderun-
gen nach strengeren Kontrollen der Arbeits-
schutzbehörden der Länder erhoben.

So hatte u. a. die Arbeitsschutzverwaltung 
im Land Nordrhein-Westfalen bei Sonder-
aktionen in der Fleischindustrie zum Teil 
erhebliche Missstände aufgedeckt. In dor-
tigen Medienberichten und in der Folge 
von Beschwerden der Beschäftigten wurde 
insbesondere auf unzureichende Hygiene-
standards bei der Unterbringung von aus-
ländischen Werkvertragsbeschäftigten und 
Leiharbeitnehmerinnen bzw. -arbeitnehmern 
sowie beim Personentransport hingewiesen.

Vor diesem Hintergrund entschied sich die 
Arbeitsschutzverwaltung des Landes Bran-
denburg zur Durchführung einer Sonderak-
tion zur Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen in der Fleischverarbeitung.

Im Rahmen des im Mai und Juni 2020 
durchgeführten Sonderprojektes ist im Rah-
men einer gezielt ausgewählten Stichprobe 
überprüft worden, ob die Beschäftigten in 
Schlachtbetrieben und in anderen fleischver-
arbeitenden Betrieben der Wirtschaftsklasse 
10.1 im Land Brandenburg angemessen vor 
Ansteckung mit dem Corona-Virus SARS-
CoV-2 geschützt sind. In geeigneter Weise 
war darauf hinzuwirken, dass der im April 
2020 veröffentlichte SARS-CoV-2 Arbeits-
schutzstandard der Bundesregierung umge-
setzt bzw. eingehalten wird.

Zusätzlich zum Infektionsschutz wurde in 
den Betrieben die Umsetzung weiterer An-
forderungen, die sich aus dem Arbeitszeit- 
sowie aus dem Arbeitsschutzgesetz und da-
rauf gestützten Rechtsverordnungen, wie der 
Arbeitsstättenverordnung, der Verordnung 
über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Benutzung persönlicher Schutzausrüs-
tungen bei der Arbeit und der Verordnung 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorge ergeben, 
überprüft.

Durchführung der Sonderaktion

Im Projektzeitraum wurden von den Auf-
sichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten des 
LAVG insgesamt elf Betriebe der Fleischin-
dustrie in Brandenburg besichtigt. Die Über-
prüfungen umfassten schwerpunktmäßig die 
Arbeitsplätze in der Produktion (Schlachtung, 
Zerlegung, Verarbeitung) sowie den Transport 
und die Unterbringung von Werkvertragsbe-
schäftigten und Leiharbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmer, sofern die Unterkünfte vom 
Arbeitgeber gestellt worden waren.

Weiterhin wurden die sanitären Einrichtungen 
der Betriebe kontrolliert. Bei Vorhandensein 
von Betriebskantinen war ein besonderes 
Augenmerk auf die Einhaltung der Abstands-
regeln zu legen.

Betriebliche Wohnunterkünfte, die sich au-
ßerhalb des Geländes eines Betriebes und 
zum Teil außerhalb des Territoriums Bran-
denburgs befanden, konnten aus seinerzeit 
noch bestehenden rechtlichen Beschränkun-
gen nur vereinzelt besichtigt werden.

Geprüft wurde anhand einer Checkliste, die 
die relevanten Forderungen umfasste.
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Umfang der Sonderaktion

Der Fokus der Sonderaktion lag auf Betrie-
ben der Wirtschaftsklasse 10.1 „Schlachten 
und Fleischverarbeitung“ mit mehr als 20 
Beschäftigten. Es wurden elf Betriebe un-
angekündigt aufgesucht, bei denen die Be-
schäftigung von Leiharbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmern bzw. Werkvertragsbeschäf-
tigten vermutet wurde.

Für den Ressourceneinsatz wurden bei der 
Arbeitsschutzbehörde 40 Personentage ein-
geplant.

Kooperationsmaßnahmen

Bei zwei Besichtigungen überprüfte ein Team 
der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zoll-
behörde gleichzeitig das Mindestlohngesetz 
und den Verdacht auf Schwarzarbeit. Bei 
drei Besichtigungen war die Berufsgenos-
senschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe 
unterstützend anwesend und tätig.

Mängelklassifizierung

Für die Klassifizierung der Mängel wurde folgende Matrix zu Grunde gelegt:

Quelle: LASI-Veröffentlichung – LV 1 
Überwachungs- und Beratungstätigkeit der Arbeitsschutzbehörden der Länder –  
Grundsätze und Standards

Klassifizierung Bewertung Maßnahme

Geringfügig Mangel, von dem eine Ge-
fährdung, aber keine konkrete 
Gefahr für die Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten 
bei der Arbeit ausgeht.

Mündliche Aufforderung/ 
Beratungsgespräch/ ggf.  
Besichtigungsschreiben
Besichtigungsschreiben bei  
vielen Mängeln

Mittel Mangel, der zu einer Gefährdung 
im Sinne einer konkreten Ge-
fahr führt, also einer Sachlage, 
bei der die hinreichende Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass in 
absehbarer Zeit ein Schaden an 
der Gesundheit der Beschäftig-
ten bei der Arbeit eintreten wird.

Besichtigungsschreiben/  
ggf. Anordnung
Besichtigungsschreiben möglich, 
wenn Pflichtenadressat koopera-
tiv und Mängelbeseitigung sofort 
erfolgt oder sehr wahrscheinlich 
ist.

Schwerwiegend Mangel, der eine erhebliche Ge-
fährdung oder eine unmittelbare 
Gefahr für Leib oder Leben der 
Beschäftigten darstellt, also eine 
Sachlage, bei der eine nicht nur 
leichte Körperverletzung oder 
der Tod einzutreten droht.

Anordnung
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Ergebnisse

Bei den elf durchgeführten Betriebsbesich-
tigungen sind insgesamt 15 Mängel festge-
stellt worden. Davon wurden zehn Mängel als 
geringfügig und fünf Mängel als mittel klas-
sifiziert. Schwerwiegende Mängel wurden 
nicht festgestellt. Eine Übersicht der Mängel 
ist in der Anlage dargestellt.

Alle elf überprüften Betriebe hatten die be-
triebliche Gefährdungsbeurteilung hinsicht-
lich der geforderten Maßnahmen auf Grund 
der Corona-Pandemie angepasst und somit 
ihre Gefährdungsbeurteilung aktualisiert. 
Zusätzliche Maßnahmen waren in allen Be-
trieben eingeleitet worden. Lediglich in zwei 
Betrieben konnte die entsprechende Doku-
mentation der Anpassung der Gefährdungs-
beurteilung nicht eingesehen werden. Be-
sichtigungsschreiben zur Abstellung des 
jeweiligen Mangels wurden gefertigt.

Hygiene und Abstand

Im Bereich der Produktionsprozesse (Schlach-
tung und Verarbeitung des Fleisches) wurden 
technische, organisatorische und persönliche 
Schutzmaßnahmen mit Blick auf den Infek-
tionsschutz durch alle besichtigten Betriebe 
getroffen und umgesetzt.

In drei Betrieben wurde der Mindestabstand 
von 1,5 Metern unterschritten. Die Einhaltung 
des Mindestabstandes ist dort, bedingt durch 
die Einrichtung der Arbeitsplätze an fest in-
stallierten, zum Teil sehr langen Zerlege-
tischen, aus produktionstechnischen Grün-
den nicht möglich. Auch eine Installation von 
Trennwänden oder -vorhängen ist aufgrund 
von notwendigen Maschinen- und Anlagen-
teilen nicht umsetzbar. Aus den genannten 
Gründen ist in diesen Betrieben das ständi-
ge Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen 
(MNB) durch die Verantwortlichen festgelegt 
worden.

Den Beschäftigten sind MNB in ausreichen-
der Anzahl zur Verfügung gestellt worden. 
Nur in einem Betrieb wurde festgestellt, dass 
es bei der Bereitstellung von MNB durch Lie-
ferschwierigkeiten Probleme gab. Über den 
richtigen Umgang mit den MNB sind die Be-
schäftigten unterwiesen worden.

In den relevanten Bereichen der Kantinen sind 
Markierungen für einen ausreichenden Ab-
stand angebracht worden. Tische und Stühle 
wurden auch in Pausen- und Aufenthaltsräu-
men so weit entfernt voneinander platziert, 
dass die Vorschriften der „Verordnung 
über den Umgang mit dem SARS-CoV-2- 
Virus und Covid-19 in Brandenburg“ einge-
halten wurden. Neben einer verringerten An-
zahl von Sitzplätzen wurde eine zeitlich ge-
staffelte Pausenregelung organisiert.

Handwaschgelegenheiten mit fließendem 
Wasser, Bereitstellung von Seife und Ein-
malhandtücher waren in allen Betriebe nach-
weisbar. Ebenfalls wurden in allen Betrieben 
ausreichende Mengen von Handdesinfek-
tionsmittel festgestellt.

Unterbringung und Transport

Die Unterbringung der Beschäftigten gestal-
tet sich sehr unterschiedlich. Vier Betriebe 
beschäftigen ausschließlich Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus der Region. Dementspre-
chend pendeln die Beschäftigten täglich zwi-
schen ihrem Wohnort und der Betriebsstätte.

Ein Geflügelschlachtbetrieb in Grenznähe 
beschäftigt ca. 100 polnische Personen im 
Rahmen eines Werkvertrages. Diese Be-
schäftigten werden in einer Bungalow-Fe-
rienanlage in Slubice (Polen) untergebracht. 
Eine Vor-Ort-Besichtigung war nicht möglich.

Vorgelegte Fotos der Unterkünfte legten aber 
nahe, dass auch dort die Infektionsschutz-
maßnahmen eingehalten werden. Die Fahr-
ten zur Betriebsstätte und zurück werden 
in kleinen Fahrgemeinschaften in privaten 
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PKWs durchgeführt. Die Unterbringung in 
den Bungalows und die Fahrgemeinschaf-
ten entsprechen dem Grundsatz „Zusammen 
Wohnen – Zusammen Arbeiten“. Diese Be-
schäftigten besitzen eine Sondergenehmi-
gung für den Grenzverkehr.

In einem anderen Betrieb werden ca. 52 
Personen in Gemeinschaftsunterkünften 
untergebracht. Dort wohnen jeweils zwei Be-
schäftigte in einem Zimmer (ca. 17 m2). Die 
Betten stehen in der Regel nebeneinander. 
Dementsprechend werden hier bei der Unter-
bringung der Beschäftigten die empfohlenen 
12 m2 Grundfläche pro Person unterschritten. 
Aus infektionsrechtlicher Sicht ist anzumer-
ken, dass die Bewohnerinnen und Bewohner 
schon seit mehr als 15 Monaten feste Wohn- 
und Arbeitsgemeinschaften bilden.

Ca. 140 Beschäftigte sind in angemieteten 
Wohnungen in der Region untergebracht. Die 
Wohnungen werden durch die Subunterneh-
men gestellt und verfügen nach Aussagen des 
Betriebes über 1 – 3 Zimmer. Pro Zimmer wer-
den maximal zwei Personen untergebracht.

Die Fahrt zwischen der Betriebsstätte und 
den Wohnungen erfolgt mit betriebseigenen 
Kleinbussen. Die Busse werden in der Zeit 
der Pandemie mit max. fünf Personen pro 
Fahrt besetzt. Während der Personenbeför-
derung besteht für alle Fahrgäste die Pflicht 
zum Tragen von MNB. Die Lüftung und die 
Reinigung der Fahrzeuge zwischen den 
Fahrten wird durch die eingesetzten Kraft-
fahrer erledigt.

Ein weiterer Schlachtbetrieb beschäftigt ca. 
55 Personen durch Subunternehmen. Ein 
Teil dieser Beschäftigten pendelt täglich zwi-
schen der Betriebsstätte und dem Wohnort 
in Polen. Die restlichen Beschäftigten wer-
den direkt durch das Subunternehmen in der 
Umgebung untergebracht. Eine Kontrolle der 
Unterkünfte war aus privatrechtlichen Grün-
den nicht möglich. Zum Personentransport 
der Beschäftigten konnte die Firma keine 
zufriedenstellenden Auskünfte erteilen. Der 

Verantwortliche des Subunternehmens gab 
an, dass ein erheblicher Teil der Beschäftig-
ten mit privaten PKW fährt.

Ein Betrieb setzt ca. 310 Beschäftigte unter-
schiedlicher Nationalitäten von insgesamt 
fünf verschiedenen Subunternehmen im 
Rahmen von Werksverträgen ein. Diese Be-
schäftigten werden in Wohnungen in der Re-
gion untergebracht. Die Wohnungen werden 
von den Subunternehmen gemietet und den 
Beschäftigten zu Wohnzwecken vermietet. 
Die Beschäftigten sind für die Anreise zur Be-
triebsstätte selbst verantwortlich.

Meldewege und Unterweisungen

Alle Betriebe haben Meldewege für Be-
schäftigte, bei denen der Verdacht auf eine 
Infektion mit SARS-CoV-2-Virus besteht, 
schriftlich festgelegt. Ebenfalls konnten die 
Unterweisungen dazu in der jeweiligen Lan-
dessprache der Beschäftigten nachgewiesen 
werden.

Weitere Arbeitsschutzmängel

In allen Betrieben ist eine arbeitsmedizini-
sche Vorsorge wegen der Überschreitung 
des Expositionsgrenzwertes für Lärm und 
Feuchtarbeit erforderlich. Hand-, Arm-Vibra-
tionen spielten aufgrund der modernen Ma-
schinenausstattung keine Rolle mehr.

Zwei Betriebe gaben an, die arbeitsmedizini-
sche Vorsorge für die Beschäftigten durchge-
führt zu haben, konnten aber keine Vorsor-
gekartei vorlegen. Die fehlenden Nachweise 
wurden mittels Besichtigungsschreiben nach-
gefordert.

Fazit

Die erforderlichen Infektionsschutzmaß-
nahmen der Verordnung über den Umgang 
mit dem SARS-CoV-2-Virus und Covid-19 
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in Brandenburg sind größtenteils umgesetzt 
worden. Diese Betriebe haben von jeher aus 
Gründen des Produktschutzes ein wirksames 
Hygienekonzept etabliert.

Die Wohnunterkünfte konnten zum Teil nicht 
durch die Arbeitsschutzbehörde kontrolliert 
werden, da diese z. B. im Ausland (Polen) 
liegen. Die Wohnunterkünfte in Deutschland 
werden in der Regel privatrechtlich vermietet 
und entzogen sich zum Zeitpunkt der Son-
deraktion einer Kontrolle.

Kritisch bewertet wurde die Tatsache, dass 
zum Zeitpunkt der Sonderaktion aus recht-
lichen Gründen nur die vom Arbeitgeber 
unmittelbar (in der Regel auf seinem Be-
triebsgelände) zur Verfügung gestellten Un-
terkünfte von den Arbeitsschutzbehörden 
überprüft werden konnten, da nur diese vom 
Anwendungsbereich der Arbeitsstättenver-
ordnung erfasst waren. Auch bestanden kei-
ne Verpflichtungen für den Arbeitgeber zur 
Dokumentation einer anderweitigen Unter-
bringung der Saisonbeschäftigten.

Durch die im Arbeitsschutzkontrollgesetz seit 
1. Januar 2021 in Kraft getretenen Änderun-
gen wurden diese Beschränkungen mit der 
Definition von Gemeinschaftsunterkünften, 
mit der Festlegung von Anforderungen an 
diese Unterkünfte, mit der Einführung einer 
Dokumentationspflicht für den Arbeitgeber 
und mit erweiterten Betretungsrechten für 
die Aufsichtsbeamtinnen und -beamten der 
staatlichen Arbeitsschutzbehörde aufgeho-
ben.

In den vergangenen Jahren sind dem LAVG 
keine Beschwerden zur Unterbringung der 
Beschäftigten bekannt geworden. Auch Ver-
stöße gegen arbeitsschutzrechtliche Miss-
stände wurden nicht gemeldet.

Um die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz der Beschäftigten bei der Arbeit wei-
terhin nachhaltig zu sichern, sollen diese 
Betriebe entsprechend ihrer Gefährdungs-

kategorie und Betriebsgröße regelmäßig be-
sichtigt werden.

Um die Betriebe der Fleischindustrie ganz-
heitlich zu überwachen, müssen verschiede-
ne Fachexperten und Fachexpertinnen der 
zuständigen Behörden tätig werden.

Hinweis: Die in den Medien später aufge-
worfenen Fragen zur Lüftung in den Pro-
duktionsanlagen war nicht Gegenstand der 
Überprüfung im Rahmen dieser Sonderak-
tion 2020.
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Sonderaktion „Verbesserung der Arbeitsbedingungen  
in der Saisonarbeit bei der Spargelernte während der 
SARS-CoV-2-Pandemie“

Anlass für die Durchführung einer zweiten 
Sonderaktion im Frühjahr/Sommer 2020 wa-
ren ebenfalls Berichte und Beschwerden über 
mögliche Defizite in der Saisonarbeit bei der 
Einhaltung der Pandemiebedingt erforderli-
chen hygienischen Standards, insbesondere 
im Hinblick auf die Unterbringung der Be-
schäftigten in Sammelunterkünften und beim 
Personentransport.

Ziel war es stichpunktartig zu überprüfen, ob 
Saisonarbeitskräfte in der Landwirtschaft an-
gemessen vor Ansteckung mit dem Corona-
Virus SARS-CoV-2 geschützt sind.

Es wurde überprüft, ob die Gefährdungsbe-
urteilung an die neue Gefährdungslage an-
gepasst wurde und bei der Ableitung geeig-
neter Arbeitsschutzmaßnahmen der im April 
2020 erlassene SARS-CoV-2-Arbeitsschutz
standard des BMAS sowie die konkretisie-
rende Arbeitsschutzinformation 07/20 (Stand 
20. Mai 2020) der Arbeitsschutzbehörde des 
Landes Brandenburg für die Saisonarbeits-
kräfte in der Landwirtschaft umgesetzt bzw. 
eingehalten wurden.

Die Herausforderungen der Branche waren 
enorm. Die Betriebe hatten zunächst größte  
Sorge, ob die Saisonarbeitskräfte aus dem 

Spargelernte, © luhmediaart (stock.adobe.com)
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Ausland überhaupt einreisen durften, die 
Grenzen zu den Nachbarländern waren 
schließlich geschlossen. Die Spargelernte  
war – zumindest kurzzeitig – in Gefahr.  
Gerade noch rechtzeitig zum Erntebeginn 
durften schließlich die Erntehelfer aus dem 
Ausland unter Maßgabe zahlreicher Restrik-
tionen zur Vermeidung von Infektionsketten 
nach Deutschland einreisen.

So mussten die Spargel- und anderen Obst- 
und Gemüsebauern innerhalb kürzester Zeit 
Hygienekonzepte erstellen, um Infektionen 
auf den Höfen vorzubeugen.

Bei der Saisonarbeit ist es ungleich komple-
xer, die Hygienekonzepte umzusetzen, als in 
der gewerblichen Wirtschaft. Die ausländi-
schen Saisonarbeitskräfte halten sich nach 
der Einreise jeden Tag 24 Stunden auf dem 
Betriebsgelände auf. Das bedeutet, die Kon-
zepte mussten sowohl für das Arbeiten als 
auch für die Freizeit, die Mahlzeiteneinnahme 
und die Unterbringung erstellt werden.

Schnell war klar, dass betrieblicher Infekti-
onsschutz gleichbedeutend mit Arbeitsschutz 
ist. Zunächst gab es keinerlei gesetzliche Re-
gelungen, wie der Infektionsschutz in Betrie-
ben – und damit auch in der Landwirtschaft 
– umzusetzen war. Das Mittel der Wahl lau-
tete daher: Anpassung der Gefährdungsbe-
urteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz. Die 
Einhaltung der sog. AHA-Regeln (Abstand 
halten-Hygiene-Alltagsmaske tragen) und 

des Prinzips der Bildung fester Teams waren 
zunächst die wichtigsten Maßnahmen, die 
umzusetzen waren. Das war keine leicht zu 
lösende Aufgabe, insbesondere beim Trans-
port der Saisonarbeitskräfte zu den Feldern, 
bei der gemeinsamen Mahlzeiteneinnahme 
und bei der Unterbringung in Sammelunter-
künften. „Zusammen wohnen – zusammen 
arbeiten“, diese Regel sollte in der Erntesai-
son 2020 Bestand haben. Die Bildung fester 
Teams sollte mögliche Ansteckungen auf 
kleine Gruppen begrenzen.

Spezifische Maßnahmen wurden in einer von 
der Arbeitsschutzverwaltung Brandenburgs 
auf der Grundlage des im April 2020 erschie-
nenen SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards 
der Bundesregierung herausgegebenen In-
formation für Arbeitgeber und Beschäftigte 
zur Vermeidung von SARS-CoV-2-Infek-
tionen bei der Saisonarbeit dargestellt. Die-
se enthielt Empfehlungen, welche Arbeits-
schutzmaßnahmen die Arbeitgeber zur 
Eindämmung des Infektionsgeschehens im 
betrieblichen Kontext treffen sollten. Ein-
zelunterbringung in den Schlafräumen der 
Unterkünfte, erhöhte Flächenbedarfe für 
Schlafbereiche, intensivierte Reinigungs- 
und Lüftungsmaßnahmen, organisatorische 
Regelungen bei der Nutzung von Küchen 
und Bädern, Schaffung von Quarantänemög-
lichkeiten, Organisation von Meldewegen bei 
Verdacht auf eine Infektion, Bereitstellung 
zusätzlicher Waschgelegenheiten sind einige 
Beispiele für geeignete Maßnahmen.

© gänserich-grafik
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Als sehr wirksam für die weitere Entwick-
lung hat sich hier die Teilnahme des Refe-
ratsleiters „Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit, Produktsicherheit“ des Ministe-
riums für Soziales, Gesundheit, Integration 
und Verbraucherschutz an dem von den 
Ministerien für Landwirtschaft, Umwelt und 
Klimaschutz, Herrn Minister Vogel, und für 
Wirtschaft, Arbeit und Energie, Herrn Mi-
nister Prof. Steinbach, initiierten „Runden 
Tisch – Gute Saisonarbeit in Brandenburg“ 
erwiesen. Hieran nahmen Vertretungen der 
in Brandenburg agierenden Arbeitgeberver-
bände in der Landwirtschaft ebenso teil wie 
die Vertretungen der Gewerkschaften. Im un-
mittelbaren Gespräch wurden so Aspekte zur 
Gewährleistung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz dargelegt und im Dialog weiter-
entwickelt. Auch wurde auf die Durchprüfung 
von entsprechenden Überprüfungen durch 
die Arbeitsschutzbehörde hingewiesen.

Bei der Hälfte der überprüften Spargelhöfe 
sowie bei etwa jedem fünften der überprüften 
anderen saisonalen Erntebetriebe wurden 
dabei Mängel hinsichtlich der Umsetzung 
von geeigneten Infektionsschutzmaßnahmen 
festgestellt. Insgesamt gab es 23 Mängel in 
28 überprüften Betrieben. Dabei traten die 
Mängel nicht in Clustern auf, sondern waren 
über die geprüften Betriebe breit verteilt und 
bunt gemischt.

Durchführung der Sonderaktion

Das LAVG führte während der Spargel- 
und Obst-/Gemüseernte eine Sonderaktion 
durch, um zu überprüfen, welche Corona-
Schutzmaßnahmen die Betriebe getroffen 
und umgesetzt hatten sowie um beratend zu 
unterstützen und ggf. erforderliche Maßnah-
men durchzusetzen.

Die Überprüfungen durch die Aufsichtsbeam-
tinnen und Aufsichtsbeamten der Abteilung 
Arbeitsschutz des LAVG erfolgten im Zeit-
raum 18. Mai bis 26. Juni 2020 in zwei Phasen.  
Die erste Phase (18. Mai bis 5. Juni 2020)  

umfasste schwerpunktmäßig die Spargelern-
te, in der zweiten Phase (8. Juni bis 26. Juni 
2020) wurden geeignete andere Betriebe, 
welche Saisonarbeiter beschäftigen, z. B. in 
der Gurken- oder Obsternte, überprüft.

Geprüft wurde anhand einer Checkliste, die 
die relevanten Forderungen umfasst. Beson-
deres Augenmerk wurde auf den Personen-
transport und die Unterkünfte gelegt, sofern 
diese vom Arbeitgeber für die Saisonarbeits-
kräfte zur Verfügung gestellt worden sind.

Umfang des Sonderprojekts

Erste Phase: 16 Betriebe (Spargelhöfe)

Zweite Phase: 12 Betriebe (anderweitige Ern-
tebetriebe)

Der Fokus wurde auf Betriebe gelegt wer-
den, bei denen auf Grund der Größe davon 
ausgegangen werden kann oder bei denen 
bekannt ist, dass Saisonarbeitskräfte einge-
setzt werden. Diese wurden unangekündigt 
aufgesucht.

Ressourcenbindung

Erste Phase: ca. 40 Personentage

Zweite Phase: ca. 20 Personentage

Kooperationsmaßnahmen

Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und Klimaschutz (MLUK), die einschlägigen 
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften 
sowie die Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) als 
zuständiger Unfallversicherungsträger wur-
den über die Sonderaktion informiert. Mit 
der Abteilung Gesundheit im Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Integration und Ver-
braucherschutz (MSGIV) wurde abgestimmt, 
dass die Gesundheitsämter der Landkrei-
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se bei Bedarf einbezogen werden können. 
Ebenso waren im Rahmen der originären Zu-
sammenarbeit auch die Zollbehörden zu be-
teiligen. In mehreren Fällen sind Überprüfun-
gen gemeinsam mit der SVLFG durchgeführt 
worden. In zwei Fällen wurde das jeweilige 
Hauptzollamt gleichzeitig tätig.

Ergebnisse

Die Mängelklassifizierung wurde nach dem 
im Bericht über die Sonderaktion zur Fleisch-
industrie beschriebene Ansatz vorgenommen 
(siehe dort unter „Mängelklassifizierung“).

Bei den 16 überprüften Spargelbetrieben sind 
insgesamt 21 Mängel festgestellt worden, die 
von den Aufsichtsbeamtinnen und -beamten 
in elf Fällen als geringfügig und in zehn Fällen 
als mittelschwer eingestuft wurden. Bei den 
zwölf übrigen Erntebetrieben wurden ledig-
lich zwei Mängel beanstandet, die als mittel-
schwer eingestuft worden sind.

In acht Spargelbetrieben und in zwei anderen 
Erntetrieben wurden Mängel festgestellt, was 

einem Anteil von 50 % bei den überprüften 
Spargelbetrieben und 18 % bei den über-
prüften anderen Erntebetrieben entspricht. 
Schwerwiegende Mängel traten bei den Be-
sichtigungen nicht zu Tage.

In zwei Betrieben war hinsichtlich Maßnah-
men auf Grund der Corona-Pandemie die 
Gefährdungsbeurteilung nicht angepasst und 
aktualisiert worden.

Als Folge der Feststellungen wurden durch 
das LAVG acht Besichtigungsschreiben ver-
fasst und eine mündliche Anordnung erlas-
sen. Ein Arbeitgeber wurde vor Erlass einer 
schriftlichen Anordnung angehört; hier lag 
keine ausreichende Gefährdungsbeurteilung 
vor.

Hygiene und Abstand

Ein nicht vorhandener Reinigungsplan in den 
Unterkünften stellte mit insgesamt vier Fest-
stellungen die häufigste Beanstandung dar. 
Trotz der fehlenden Reinigungspläne wurden 
aber auch in diesen Betrieben die Unterkünf-

Quelle: LAVG
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te und Sanitäreinrichtungen regelmäßig ge-
reinigt und desinfiziert.

In drei Fällen fehlten in den relevanten Be-
reichen (z. B. Ausgabe von Verpflegung, Ge-
schirrrückgabe etc.) die Markierungen für 
einen ausreichenden Abstand. Ein Betrieb 
hatte auf den Feldern keine geeignete Hand-
waschgelegenheit zur Verfügung gestellt. Die 
meisten Betriebe stellten ihren Saisonarbeits-
kräften Hygienestationen auf den Feldern zur 
Verfügung (siehe Foto).

Teamgrößen, Unterbringung  
und Transport

Das Grundprinzip „Zusammen Wohnen – zu-
sammen Arbeiten“ wurde in allen kontrollier-
ten Saisonbetrieben eingehalten. Aufgrund 
der gegenüber den Vorjahren geringeren An-
zahl verfügbarer Saisonarbeitskräfte wurden 
diese in der Regel einzeln bzw. zu zweit oder 
drei Personen (nur bei Familien) je Raum un-
tergebracht. Lediglich in zwei Betrieben wur-
den bei der Belegung in Mehrbettzimmern 
für den Schlafbereich nicht die empfohlenen 
Flächen von 12 m² je Person zur Verfügung 
gestellt.

In drei Betrieben waren die festen Teams 
mit einer Personenzahl von 20 bis 50 deut-
lich größer als mit vier bis acht Personen 
empfohlen. Dies resultiert aus eingereisten 
Gruppen, die sich direkt nach der Einreise 
jeweils gemeinsam in Quarantäne befanden. 
Die Gruppen wurden aus nachvollziehbaren 
Gründen in ihrer Homogenität belassen. Zur 
Unterscheidung der einzelnen Teams wurden 
in einem Betrieb verschiedenfarbige Base-
caps verteilt, die während der Einsatzzeit ge-
tragen werden mussten. Die Einhaltung der 
Tragepflicht der Basecaps überwachte die 
jeweilige Teamleitung.

In einem Betrieb im Landkreis Teltow-Flä-
ming betrug die Teamgröße 50 Beschäftigte. 
Dort wurde der Corona-Maßnahmenplan des 
Saisonbetriebes mit dem Gesundheitsamt 

und dem Katastrophenschutz des Landkrei-
ses abgestimmt. In einem anderen Betrieb 
wurden die Saisonarbeitskräfte mit materiel-
len Sanktionen belegt, wenn sie gegen Hygi-
eneregeln verstoßen haben.

Jedem Team standen in den Unterkünften 
eigene Sanitärräume und teilweise Küchen 
zur Verfügung.

Ein Saisonbetrieb hatte für die Saisonarbeits-
kräfte einen temporären Einkaufsladen ein-
gerichtet. In einem anderen Betrieb wurden 
die Saisonarbeitskräfte voll verpflegt. Die 
verschiedenen Teams hatten unterschiedli-
che, zeitversetzte Pausen- und Essenzeiten. 
Zwischen den Essenzeiten wurde der Spei-
seraum desinfiziert.

Der Transport der Teams zu den Feldern 
erfolgte in betriebseigenen Bussen, wobei 
für jedes Team ein eigenes Transportmit-
tel zur Verfügung stand. Bei zwei größeren 
Betrieben waren das Schwenkbusse, die 
ausreichend Platz für 20 Saisonarbeitskräf-
te bieten. Ein Betrieb hatte zusätzlich mehr 
als 20  PKWs angeschafft, um den Trans-
port zu den Feldern mit geringer Personen-
zahl je Transporteinheit besser organisieren 
zu können. In drei Saisonbetrieben war ein 
Transport zu den Feldern nicht nötig, da die 
Saisonarbeiter die Felder zu Fuß erreichen 
konnten. Auch die Möglichkeit des Trans-
ports mit einem Traktor und Anhänger, der 
mit einer Plane versehen und an einer Seite 
offen war oder das Fahren mit dem Fahrrad 
zu den Feldern waren nicht zu beanstanden. 
Nach dem Transport wurden die Transport-
mittel gereinigt und desinfiziert.

Meldung und Unterweisung

Die Meldewege für die Beschäftigten, bei 
denen der Verdacht auf eine Infektion mit 
SARS-CoV-2 bestehen könnte, war in zwei 
Betrieben nicht schriftlich festgelegt.
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In einem anderen Betrieb war die Unterwei-
sung der Beschäftigten in ihrer jeweiligen 
Landessprache zum hygienischen Verhalten 
und zu den Regelungen im Krankheitsfall 
(COVID-19) nicht dokumentiert.

Weitere Arbeitsschutzmängel (Betriebs-
sicherheit)

Bei den Kontrollen wurden durch die Auf-
sichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten des 
LAVG auch andere Mängel im Arbeitsschutz 
festgestellt und auf deren Abstellung hin-
gewirkt. Zum Beispiel war in einem Betrieb 
die Prüfung der Feuerlöscher in der Unter-
kunft der Saisonarbeitskräfte nicht aktuell. In 
einem anderen Betrieb fehlte die wiederkeh-
rende Prüfung der kraftbetätigten Tore oder 
der Nachweis über die durchgeführte wie-
derkehrende Prüfung der elektrischen Gerä-
te und Anlagen in Unterkünften der Saison-
arbeitskräfte konnte nicht vorgelegt werden.

Schlussfolgerungen

Bei den Kontrollen wurde festgestellt, dass 
die Saisonbetriebe durch den Berufsverband, 
die Arbeitsschutzbehörde sowie die Berufs-
genossenschaft und durch die Medien über 
die Corona-Problematik im Vorhinein ausrei-
chend informiert wurden. Die zur Verfügung 
gestellten Plakate, Informationsblätter und 
Hygieneregeln in den jeweiligen Landesspra-
chen der Saisonarbeiter wurden von den Be-
trieben zum größten Teil verwendet.

In den kontrollierten Saisonbetrieben wurde 
nur maximal die Hälfte der sonst üblichen An-
zahl von Saisonkräften beschäftigt, so dass 
es bei der Unterbringung der Saisonarbeits-
kräfte nur in Einzelfällen z. B.anstandungen 
kam.

Die durch die Medien veröffentlichten teils ka-
tastrophalen Zustände bei der Unterbringung 
von Saisonarbeitskräften in der Landwirt-
schaft unter den besonderen Bedingungen 

der Corona-Pandemie in anderen Ländern 
der Bundesrepublik sind bei den durchge-
führten Besichtigungen im Rahmen der Son-
deraktion für das Land Brandenburg nicht 
festgestellt worden.

Kritisch bewertet wird die Tatsache, dass aus 
rechtlichen Gründen nur die vom Arbeitgeber 
(in der Regel auf seinem Betriebsgelände) 
zur Verfügung gestellten Unterkünfte von den 
Arbeitsschutzbehörden überprüft werden 
können, da nur diese dem Anwendungsbe-
reich der Arbeitsstättenverordnung unterlie-
gen. Auch bestehen keine Verpflichtungen 
für den Arbeitgeber zur Dokumentation einer 
anderweitigen Unterbringung der Saisonbe-
schäftigten.

Hinweis: Zwischenzeitlich wurden die Regel
ungen zur Unterbringung durch das Arbeits-
schutzkontrollgesetz verändert.
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Bereitstellung von persönlicher Schutzausrüstung (PSA) 
während der SARS-CoV-2-Pandemie

Mit Ausbruch der SARS-CoV-2-Pandemie 
im Frühjahr 2020 wurden Wirtschaftsakteu-
re und Arbeitgeber genauso wie auch die 
gesetzgebenden Institutionen und Überwa-
chungsbehörden vor große Herausforderun-
gen gestellt. Es galt dem erheblichen Mangel 
an verfügbaren PSA-Produkten entgegen-
zuwirken und zumindest in der Hochphase 
der Pandemie sensible Bereich wie medizi-
nische Einrichtungen und das Rettungswe-
sen ausreichend mit sicherer PSA zu versor-
gen. Durch die Neuartigkeit der Situation mit 
ihrer weltweiten Relevanz, die in dem Maße 
in Deutschland und auch in Europa wäh-
rend Jahrzehnten nicht mehr aufgetreten ist, 
herrschte 2020 ein großer Aufklärungs- und 
Beratungsbedarf zu Übertragungsmechanis-
men von krankheitsverursachenden Viren 
genauso wie zum wirksamen Schutz vor die-
sen.

Rechtlicher Rahmen

PSA zum Schutz vor krankheitsverursachen-
den Viren wie dem Coronavirus werden in die 
PSA-Kategorie III eingestuft und erfordern 
nach der Verordnung (EU) 2016/425 über 
persönliche Schutzausrüstungen (PSA-VO) 
ein Konformitätsbewertungsverfahren mit ei-
ner Baumusterprüfung und eine regelmäßige 
Qualitätsüberwachung durch eine in der EU 
notifizierte Prüfstelle.

Da es sich um ein sehr komplexes Verfahren 
handelt, das zum Teil größere Zeitressourcen 
für die Prüfungen bei der notifizierten Stelle 
bindet, versuchte der Gesetzgeber über ein 
befristetes Ausnahmeverfahren schneller si-
chere PSA auf den europäischen Markt zu 
holen, um sie – am Anfang der Pandemie – in 
erster Linie dem medizinischen Personal zur 
Verfügung stellen zu können.

Vorausgegangen war die Empfehlung der 
Europäischen Kommission (EU) 2020/403 
vom 13. März 2020, mit der die Mitgliedstaa-
ten der EU zur Vermeidung von Engpässen 
dringend notwendiger PSA aufgefordert wur-
den, diese PSA für einen begrenzten Zeit-
raum auch ohne vollständiges Konformitäts-
bewertungsverfahren auf dem Unionsmarkt 
zuzulassen. Verwiesen wurde zudem auf den 
möglichen Einsatz anderer technischer Lö-
sungen als den üblicherweise angewandten 
harmonisierten Normen. Allerdings wurde 
ein angemessenes Schutzniveau angestrebt, 
das den geltenden grundlegenden Gesund-
heitsschutz- und Sicherheitsanforderungen 
nach der Verordnung (EU) 2016/425 entspre-
chen sollte.

Verschiedene Institutionen, wie z. B. die 
WHO, die BAuA und das Robert Koch-In-
stitut (RKI), haben kurzfristig Leitlinien und 
Empfehlungen zur Auswahl geeigneter PSA 
zum Schutz vor Corona-Viren erarbeitet und 
herausgegeben. Der Fokus wurde anfangs 
vor allem auf Atemschutzmasken gelegt, da 
durch den Übertragungsweg der Tröpfchen-
infektion vor allem dieses PSA-Produkt drin-
gend benötigt wurde.

Bei der Suche nach anderen technischen Lö-
sungen wurde PSA, die verkehrsfähig in den 
Ländern USA, Kanada, Australien oder Japan 
ist, als in Europa sicher einzusetzende PSA 
zum Schutz vor Corona-Viren eingestuft. Die 
Europäische Kommission hatte in ihrer Emp-
fehlung zudem auch auf die Rolle der noti-
fizierten Stellen hingewiesen, die bewerten 
sollten, ob Produkte, die nicht oder nicht voll-
umfänglich nach den in Europa harmonisier-
ten Normen hergestellt wurden, dennoch die 
geltenden grundlegenden Gesundheits- und 
Sicherheitsanforderungen erfüllen.
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Die in Deutschland für PSA-Prüfungen Be-
fugnis erteilende Behörde, ZLS, hat mit in 
Deutschland ansässigen notifizierten Stellen 
daraufhin einen vereinfachten Prüfgrundsatz 
entwickelt, nach welchem Atemschutzmas-
ken verkürzt geprüft werden konnten. Auf-
wand (Nachweis eines geeigneten Sicher-
heitsniveaus zum Schutz vor Coronaviren) 
und Nutzen (kürzere Prüfzeit – schnellere 
Zulassung- schnellere Versorgung vor al-
lem des medizinischen Personals sowie, im 
Verlauf der Pandemie, der gesamten Bevöl-
kerung mit geeigneten Atemschutzmasken) 
sollten dabei die Nachteile (keine vollumfäng-
liche Prüfung, keine nach PSA-VO konfor-
men Masken) ausgleichen.

Die nach diesem vereinfachten Prüfgrundsatz 
zugelassenen Atemschutzmasken wurden in 
Deutschland unter dem Begriff CPA-Mas-
ken (Corona-Pandemie-Atemschutzmaske) 
in den Verkehr gebracht. Gegenüber originär 
zertifiziertem Atemschutz haben diese nur 
eine eingeschränkte Schutzwirkung, fokus-
siert auf den Schutz vor Übertragung von 
Corona-Viren. Da die CPA-Masken kein voll-
ständiges Konformitätsbewertungsverfahren 

durchlaufen hatten, durften diese Masken 
allerdings nicht mit der CE-Kennzeichnung 
oder dem Kürzel „FFP2“ versehen werden. 
Des Weiteren musste eine Marktüberwa-
chungsbehörde die Verkehrsfähigkeit der 
nach dem vereinfachten Prüfgrundsatz be-

Quelle: https://www.cdc.gov/niosh/npptl/topics/respirators/disp_part/images/ 
FFRcorrectMarkings.jpg (Abrufdatum 17.11.2021).  
Kennzeichnungen auf einer in den USA gehandelten Maske (BAuA)

Quelle: Grob Aircraft-SE.  
Beispiel Kennzeichnung einer CPA-Atem-
schutzmaske, dies darf aufgrund der un-
vollständigen Prüfung nicht mit der sonst 
üblichen CE-Kennzeichnung, dem Kürzel 
FFP2 oder dem Verweis auf die EN 149 
versehen sein
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werteten Masken bestätigen und ein dazuge-
höriges Schreiben ausstellen.

Ähnlich dem in Deutschland entwickelten ver-
einfachten Verfahren zum Inverkehrbringen 
von PSA-Produkten wurden auch in anderen 
EU-Ländern 2020 befristet eigene Verfahren 
zugelassen.

Mit dem „Erlass MÜ-2020-1 zur Anwendung 
der Empfehlung für die Beurteilung der Ver-
kehrsfähigkeit von Schutzgütern und -ausrüs-
tungen ohne CE-Kennzeichnung im Zusam-
menhang mit der Ausbreitung von COVID-19“ 
wurde in Brandenburg die Empfehlung (EU) 
2020/403 bereits ab dem 17. März 2020 um-
gesetzt und auf die Empfehlungen der oben 
genannten Fachinstitutionen verwiesen. An-
hand von kurzfristig durch das MSGIV erstell-
ten Informationsblättern wurden Wirtschafts-
akteure und auch Behörden detailliert über 
die in Brandenburg dazu angewandten Rege-
lungen aufgeklärt.

Mit der „Verordnung zur Sicherstellung der  
Versorgung der Bevölkerung mit Produkten 
des medizinischen Bedarfs bei der durch das 
Corona-Virus SARS-CoV-2 verursachten Pan-
demie* (Medizinischer Bedarf Versorgungs-
sicherstellungsverordnung – MedBVSV)“ 
wurden Ende Mai 2020 bundeseinheitliche 
Regelungen zum vereinfachten Verfahren 
beim Inverkehrbringen von PSA verabschie-
det. Der § 9 der MedBVSV bildete dabei die 
Rechtsgrundlage für die Bereitstellung von 
PSA im Kontext der COVID-19-Bedrohung 
und erklärte technische Normen bzw. Zulas-
sungsverfahren bestimmter anderer Länder 
als geeignet für in Deutschland verkehrsfähi-
ge PSA. Zudem gab die MedBVSV dem In-
verkehrbringen von PSA nach dem von der 
ZLS entwickelten vereinfachten Bewertungs-
verfahren einen gesetzlichen Rahmen.

Durch die bundesweit geltenden Änderungen 
der Vorschriften für das Inverkehrbringen 
wurden in der Folge auch die Regelungen im 
Arbeitsschutzrecht zur Verwendung von PSA 

durch Beschäftigte angepasst bzw. um be-
fristete Regelungen erweitert.

Bereits im August 2020 wurde vom BMAS so-
wie dem Bundesinstitut für Arzneimittel und 
Medizinprodukte (BfArM) erklärt, dass nicht 
mehr von einem Versorgungsengpass und 
somit einer Mangelsituation bei Atemschutz-
masken auszugehen ist. Damit lagen die Vo-
raussetzungen für die Ausnahmemöglichkei-
ten und -entscheidungen nach § 9 Absatz 1 
und 2 MedBVSV nicht mehr vor.

Vor diesem Hintergrund beschloss der Ar-
beitsausschuss Marktüberwachung (AAMÜ), 
als Gremium zur Abstimmung der obersten 
Marktüberwachungsbehörden der Länder, 
für die Produktgruppe „Atemschutzmaske“ 
mit einer definierten Übergangsfrist für Wirt-
schaftsakteure zum regulären Verfahren 
für das Inverkehrbringen von Atemschutz-
masken zurückzukehren. Hierdurch sollen 
in Deutschland seit Oktober 2020 nur noch 
konforme Atemschutzmasken in den Handel 
gelangen.

Tätigkeiten des LAVG als Marktüber
wachungsbehörde

Der Bereich Produktsicherheit des LAVG 
war aufgrund der mit der Corona-Pandemie 
verbundenen Mangelsituation an verfügba-
rer PSA und den dazu befristet eingeführten 
Sonder-Bereitstellungsvorschriften mit viel-
seitigen Überwachungs- und Beratungstätig-
keiten betraut.

Zu Beginn der Pandemie erfolgte vor allem 
die Beratung von in Brandenburg ansässigen 
Wirtschaftsakteuren aufgrund von direkten 
Anfragen zu potenziell einfuhrfähigen Pro-
dukten. Beigefügt waren in der Regel nur 
Unterlagen (Zertifikate, Prüfbescheinigun-
gen, Konformitätserklärungen und Produkt-
informationen) und Produktfotos. Weiterhin 
wurden allgemeine Anfragen zu den aktuell 
angewandten Rechtsvorschriften und Aus-
nahmen von den bis dahin allein gültigen 
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Harmonisierungsrechtsvorschriften zum In-
verkehrbringen von PSA gestellt.

Zudem unterstützte das LAVG die landesin-
terne Beschaffungsstelle Brandenburgs, den 
Zentraldienst der Polizei, bei der Beschaffung 
sicherer PSA. Hierzu wurden Angebotsunter-
lagen wie Zertifikate, Prüfbescheinigungen, 
Konformitätserklärungen, Produktinforma-
tionen und Produktangaben von Verkaufs-
angeboten gesichtet und bewertet. Teilweise 
erfolgte auch eine unterstützende Sichtprü-
fung vor Ort zu gelieferten Produkten bzw. 
die Empfehlung von detaillierten technischen 
Stichprobenprüfungen vor Auslieferung der 
Produkte an medizinisches Fachpersonal.

Die Zusammenarbeit mit den Zollbehörden 
war aufgrund eines zu PSA-Produkten ge-
schalteten Risikoprofiles intensiviert, um be-
reits vor Einfuhr in den EU-Wirtschaftsraum 
nicht verkehrsfähige Produkte zu identifizie-
ren und zurückzuweisen. Während in der ers-
ten Hälfte des Berichtsjahres vor allem Be-
ratungstätigkeiten im Vordergrund standen, 
wurden in der zweiten Jahreshälfte dann zu-
nehmend Beschwerden und Hinweise durch 
Verbraucher und Vorgangsabgaben durch 
Behörden zu nicht verkehrsfähiger PSA im 
Rahmen der reaktiven Marktüberwachung 
bearbeitet.

In der Regel wurden durch das LAVG Prüfun-
gen der Prüftiefe 1 und 2 vorgenommen, das 
heißt, neben der Sichtkontrolle zu Anforde-
rungen an Kennzeichnung und Verpackung 
der PSA wurden relevante Konformitätsunter-
lagen vom Wirtschaftsakteur abgefordert und 
begutachtet. Für Baumusterprüfzertifikate 
benannter Stellen und Bewertungsprotokolle 
geeigneter Prüfstellen erfolgte eine Verifizie-
rung bei den entsprechenden Prüfstellen um 
sicherzugehen, dass es sich nicht um Fäl-
schungen oder ungültige Zertifikate handelte. 
Der Produktschwerpunkt in der Marktüber-
wachung lag 2020 bei den Atemschutzmas-
ken. Allerdings wurden vereinzelt auch Vor-
gänge zu Handschuhen, Schutzanzügen und 
Schutzbrillen/-visieren bearbeitet.

Identifizierte Mängelschwerpunkte

Im ersten Halbjahr 2020 dominierten folgen-
de Mängel:

•	 Fehlen von erforderlichen technischen 
Unterlagen oder Vorlage gefälschter oder 
nicht geeigneter Prüfzertifikate von Prüf-
stellen

•	 mangelhafte Produktkennzeichnung: feh-
lende Angaben auf der Maske zu Herstel-
ler und Produkt-ID (der Mangel korrekte 
CE-Kennzeichnung mit vierstelliger Kenn-
nummer wird hier außen vorgelassen, da 
dies 2020 aufgrund der Mangelsituation 
ausgesetzt wurde – siehe MedBVSV)

•	 keine eindeutige Zuordenbarkeit von Pro-
dukt zum Prüfbericht aufgrund der man-
gelhaften Produktkennzeichnung

•	 falsche Produktkennzeichnung mit FFP2- 
oder EN 149-Aufdruck bei CPA-Masken

•	 fehlendes oder unvollständiges Konformi-
tätsbewertungsverfahren nach PSA-VO 
oder fehlende Prüfung bei einer geeigne-
ten Stelle nach MedBVSV

Im zweiten Halbjahr 2020 verlagerte sich der 
Schwerpunkt auf folgende Mängel:

•	 keine eindeutige Zuordenbarkeit von Mas-
ken zu Prüfberichten, da den Prüfstellen 
in der Regel ungekennzeichnete Masken 
bei der Baumusterprüfung vorlagen, die 
Masken dann aber beim Inverkehrbringen 
mit vollständiger Kennzeichnung versehen 
wurden 
(Den Prüfberichten fehlte ein Entwurf der 
geplanten Kennzeichnung / hier kann nur 
ein Rückschluss zur Zuordenbarkeit über 
die Hersteller- und Produktangaben auf 
der Verpackung parallel zu den Angaben 
im Prüfbericht erfolgen)

•	 fehlende Bestätigungsschreiben bei CPA-
Masken nach MedBVSV

•	 unzulässige Kennzeichnungen/Hinweise 
auf Mund-Nase-Bedeckungen als all-
gemeines Verbraucherprodukt wie „CE“, 
„FFP2“, „EN 149“ oder „Schutz“
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•	 mangelhafte Produktinformationen wie: 
Angaben nur auf Englisch oder Chine-
sisch, fehlende Angaben zum Inverkehr-
bringer, fehlende oder unvollständige 
Angaben zu Einsatz, Lagerbedingungen, 
Gebrauchsanweisungen bzw. Erläuterun-
gen von Abkürzungen/Piktogrammen, feh-
lende Angaben zur Konformitätserklärung 
und /oder zur im Konformitätsbewertungs-
verfahren eingebundenen notifizierten 
Stelle

Seit Dezember 2020 wurde die Marktüber-
wachung verstärkt direkt im Handel, konkret 
in Apotheken umgesetzt, aktiviert vor allem 
durch die Corona-Virus-Schutzmasken-Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Ge-
sundheit und die verpflichtende Nutzung „me-
dizinischer Masken“ durch Vorgaben in den 
SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnungen 
des Landes Brandenburg. Neben dem Man-
gel „Bereitstellung nicht verkehrsfähiger Mas-
ken aufgrund fehlender technischer Nachwei-
se“ dominierte hier oft der Mangel, dass die 
Produktinformationen des Herstellers/Ein-
führers nicht vollständig den Nutzenden mit-
gegeben wurden, da die Masken einzeln aus 
Großpackungen verkauft oder abgegeben 

wurden. Diese kleinste Verpackungseinheit 
enthielt dann regelmäßig nicht die erforder-
liche Gebrauchsanleitung.

Einzelbeispiel aus dem Arbeitsschutz-
kontext

Neben Anfragen und Beschwerden, die das 
Inverkehrbringen von nicht konformer PSA 
betrafen, erreichten das LAVG auch Anfra-
gen zur Bereitstellung von PSA im Rahmen 
der PSA-Benutzungsverordnung bzw. SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzregel. Da die gesetzes-
konforme Bereitstellung von PSA an Beschäf-
tigte eng mit der Verkehrsfähigkeit von PSA 
verknüpft ist, wurde der Bereich Produktsi-
cherheit hier ebenfalls mit eingebunden.

Als Beispiel sei eine Anfrage zur Möglichkeit 
des Einsatzes von Silikonmasken genannt. 
Ein ambulanter Pflegedienst wollte solch eine 
Maske für einen Beschäftigten einsetzen, der 
eine Allergie auf bestimmte Inhaltsstoffe in 
sonst üblichen Masken besitzt. Um ihn nicht 
von seinen Tätigkeiten entbinden zu müssen, 
hatte der Pflegedienst nach einer Alterna-
tive gesucht. Hierzu ist eine auf dem öster-

Quelle: LAVG. Gegenüberstellung mangelhafte Atemschutzmasken-Kennzeichnung (links) 
und vollständige Kennzeichnung (rechts) mit CE-Kennzeichnung und vierstelliger Kennziffer, 
Herstellerzeichen, Produktmodell, Einsatzstandard und Verweis auf angewandter Norm
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reichischen Markt erhältliche Silikonmaske 
zur Bewertung beim LAVG vorgelegt worden, 
da die Maske nicht über die konforme Kenn-
zeichnung nach der PSA-Verordnung verfüg-
te. Das LAVG schätzte die Maske als befristet 
verkehrsfähig ein, da ein Zertifikat aus Öster-
reich vorlag, das belegte, dass die Maske in 
Österreich nach vereinfachten Prüfgrund-
sätzen geprüft wurde und mit einer österrei-
chischen Sonderzulassung konform in den 
Verkehr gebracht wurde. Nach dem vorlie-
genden Zertifikat wurde die Maske auch nach 
dem in Deutschland angewandten Prüfgrund-
satz für CPA-Masken von einer benannten 
Stelle geprüft und ist für die Pandemiezeit als 
grundlegend sicher anzusehen. Damit hätte 
die Maske voraussichtlich auch in Deutsch-
land eine Sonderzulassung nach MedBVSV 
erlangen können. Zwar wurde die gegen-
ständliche Maske nur durch eine Sonderzu-
lassung außerhalb der eigentlich geltenden 
Rechtslage als konforme PSA in den Verkehr 
gebracht, aber durch die nationale Regelung 
Österreichs, die der deutschen MedBVSV 
nicht entgegenstand, war hier von einer ent-
sprechenden Regelung auszugehen, die zum 
damaligen Zeitpunkt die Anforderungen an 
die Bereitstellung auf dem Binnenmarkt er-
füllte. Einer Verwendung dieser Maske durch 
Beschäftigte als PSA stand deshalb nichts 
entgegen. Parallel zur deutschen Rechtslage 
ist jedoch anzunehmen, dass diese Sonder-
erlaubnis ihre Gültigkeit nur solange behält, 
wie die österreichische Rechtslage zu CPA-
Masken in Kraft bleibt.

Verwaltungshandeln und Ausblick

Insgesamt gab es beim Verwaltungshandeln 
kaum Probleme, da die betroffenen Wirt-
schaftsakteure bei mangelbehafteten PSA 
nach einer Anhörung jeweils ausreichende 
freiwillige Maßnahmen durchgeführt ha-
ben. Entweder wurde von einer Einfuhr oder 
einem Verkauf ganz abgesehen oder es 
wurden technische Prüfungen nachgeholt, 
Produktverpackungen nachgekennzeichnet, 
Produktinformationen vervollständigt oder 

Bestätigungsschreiben angefordert bzw. 
nachgereicht. Die Produktvielfalt im Handel 
ist jedoch enorm und schnelllebig. Hierbei 
stellt gerade der Onlinehandel für die Markt-
überwachungsbehörden die größte Heraus-
forderung dar, da ein aussagefähiger Über-
blick über die Verkehrsfähigkeit der Produkte 
erschwert ist.

Technische Prüfungen wurden vom LAVG 
mangels hinreichend konkreter Verdachts-
momente bezüglich einer technischen Nicht-
konformität im Berichtsjahr nicht in Auftrag 
gegeben. Ein Problem bestand darin, dass 
Prüfkapazitäten im Jahr 2020 bei den Prüf-
stellen kaum vorhanden waren.

Zudem war eine Aussage zur Nichtverkehrs-
fähigkeit oft schon durch formale Prüfungen 
bzw. Sichtung der erforderlichen Zertifikate 
möglich. Wenn jedoch auch eine Aussage zur 
tatsächlich vorhandenen technischen Sicher-
heit und Wirksamkeit der Maske getroffen 
werden muss (zum einen wegen diesbezüg-
licher Beschwerden, zum anderen wegen der 
Festlegung erforderlicher Maßnahmen), wer-
den in Zukunft auch technische Prüfungen 
unerlässlich sein. Diese sind auch zwingend 
erforderlich, um Schwankungen der Quali-
tät zwischen den ausgelieferten Chargen zu 
belegen. Seitens der Marktüberwachungs-
behörden bestehen hierzu bisher lediglich 
Vermutungen. Im Rahmen einer für 2021 ge-
planten Marktüberwachungsaktion zu Atem-
schutzmasken soll diesen nachgegangen 
werden.
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Tätigkeit der Arbeitsschutzbehörde  
im Rahmen regionaler Großprojekte

Neubau des Flughafens Berlin Brandenburg  
in Schönefeld

Europas größte Baustelle der letzten Jahre 
befand sich im Land Brandenburg vor den To-
ren der Bundeshauptstadt Berlin. Hier wurde 
seit dem Jahr 2006 ein neuer Flughafen ge-
baut, der im Jahr 2020 seine Eröffnung fand. 
Direkt vor dem Terminal des neuen Flugha-
fens Berlin Brandenburg (BER) befindet sich 
die Airport City. Auf dem 16 Hektar großen 
Areal entstanden bereits ein Hotel, ein Büro-
gebäude und Parkhäuser. Gegenwärtig wird 
ein neues Hotel auf diesem Areal gebaut. 
Weitere Businessparks entstehen derzeit im 
Umfeld des Flughafens BER in Brandenburg 
und Berlin.

Die Arbeitsschutzbehörde (heute die Abtei-
lung Arbeitsschutz im LAVG) hatte seinerzeit 
zur Bewältigung der besonderen Herausfor-
derung des Projektes „Flughafen“ eine Kon-
zeption zur Gewährleistung von Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Errichtung 
des Großflughafens Berlin-Brandenburg er-
arbeitet.

Das Ziel, die Gewährleistung von Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der Beschäftigten 
auf der Großbaustelle, sollte u. a. dadurch 
erreicht werden, dass die Arbeitsschutzver-
antwortlichen der verschiedenen Teilbaustel-
len über ihre Verantwortung für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz und die daraus er-
wachsenden Arbeitsschutzaufgaben beraten 
werden. Die Wirksamkeit der Arbeitsschutz-
organisation der jeweils tätigen Betriebe 
sollte durch eine hohe Kontrolldichte regel-
mäßig überprüft werden. Die konsequente 
Durchsetzung der Arbeitsschutzvorschriften 
bei festgestellten Mängeln wurde dabei an-
gestrebt. Eine hohe Präsenz der Arbeits-

schutzaufsicht sollte die Umsetzung möglich 
machen. Eine ständige Erreichbarkeit (u. a. 
durch ein Arbeitsschutztelefon) und feste An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner in 
der Arbeitsschutzbehörde erleichterten die 
Zusammenarbeit mit den Arbeitsschutzver-
antwortlichen der verschiedenen Teilbaustel-
len, den Koordinatoren und dem Bauherrn. 
Das Zusammenwirken mit den Unfallversi-
cherungsträgern und anderen Arbeitsschutz-
akteuren wurde im Bauverlauf abgestimmt 
und koordiniert.

Die Sicherung des planmäßigen Errichtungs-
verlaufs des Vorhabens sollte durch eine zeit-
nahe und sachgerechte Bescheidung der be-
antragten Erlaubnisse und Genehmigungen 
im Zuständigkeitsbereich der Arbeitsschutz-
behörde und eine zeitnahe und sachgerechte 
Fertigung von Stellungnahmen im Rahmen 
des Baugenehmigungs- bzw. BImSchG-Ver-
fahrens erreicht werden.

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfah-
rens sollte rechtzeitig Einfluss auf die bau- und 
ausrüstungsseitige Gestaltung von Arbeits-
stätten hinsichtlich arbeitsschutzrelevanter 
Vorschriften zur Sicherung gefährdungsfrei-
er Betriebsabläufe nach der Inbetriebnahme 
neuer bzw. umgestalteter Teilvorhaben ge-
nommen werden. Neu errichtete oder verän-
derte Arbeitsplätze und Arbeitsabläufe soll-
ten möglichst ergonomisch, gefährdungsfrei 
und entsprechend dem Stand der Technik 
gestaltet sein.
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Beteiligung im Baugenehmigungs
verfahren

Der Ausbau des Flughafens Schönefeld zum 
Großflughafen BER war ein bedeutendes 
Wirtschaftsvorhaben in der Region Berlin-
Brandenburg mit einer hohen Erwartungs-
haltung an eine insgesamt positive wirt-
schaftliche Entwicklung. Es wurden durch 
den neuen Flughafen Arbeitsplätze aus den 
Standorten Tempelhof, Tegel und dem Alt-
flughafen Schönefeld nach Schönefeld ver-
legt und neue Arbeitsplätze geschaffen.

Das Vorhaben „Neubau Großflughafen“ um-
fasste neben den unmittelbar für den Flug-
betrieb erforderlichen Bauten (z. B. Terminal, 
Piers, Tower) auch Technikgebäude, Feuer-
wachen, Zugangskontrollstellen und die Air-
port-City mit Parkhäusern, Bürogebäude und 
Hotels. Es beinhaltete überdies in den letzten 
Jahren erste Erweiterungsbauten am BER 
(z. B. Terminal T2) und umfangreiche Neu- 
und Umbauten im Bereich des Altflughafen 
Schönefeld.

Einen erheblichen und bedeutenden Anteil 
an der Arbeitsschutzaufsicht hatte die Pro-
jektbeurteilung. Im Rahmen der Beteiligung 
im Baugenehmigungsverfahren nach Bran-
denburger Bauordnung wurde eine Vielzahl 
arbeitsschutzrechtlicher Stellungnahmen zur 
Einrichtung und zum Betreiben der v. g. Bau-
ten als zukünftige Arbeitsstätten oder techni-
sche Anlagen erarbeitet.

Im Jahr 2011, kurz vor dem ursprünglichen 
Eröffnungstermin, wurde für jede einzelne 
Mieteinheit innerhalb des Terminal T1 ein se-
parates Baugenehmigungsverfahren durch-
geführt. Auch bei diesen insgesamt ca. 150 
Verfahren wurde die Arbeitsschutzbehörde 
beteiligt.

Auffallend bei diesem Vorhaben waren die 
während der Bauphase vorgenommenen 
baulichen Veränderungen und umfangrei-
chen Umplanungen aufgrund neuer Nut-
zungskonzepte. Insbesondere im Bereich 

des Terminalgebäudes erforderte dies eine 
Neubewertung der zukünftigen Arbeitsstät-
te sowie Überprüfungen und Anpassungen 
der Stellungnahmen. Im Laufe der Zeit ent-
wickelte sich das Bauvorhaben so von einem 
Neubau zum Bauen im Bestand. Ein Zeichen 
dafür waren u. a. die sechs umfangreichen 
Nachträge zur Baugenehmigung für das Bau-
vorhaben „Errichtung Fluggastterminal“, die 
sich über einen Zeitraum von acht Jahren er-
streckten.

Die Projektbeurteilung umfasste die Erarbei-
tung arbeitsschutzrechtlicher Stellungnah-
men und die Bearbeitung zahlreicher An-
fragen der Planenden und der Bauherren. 
Bestandteil der Projektbeurteilung waren 
auch regelmäßige Begehungen der Baustel-
le. Im Rahmen dieser baubegleitend durch-
geführten Besichtigungen, an denen die 
Planenden und Vertretungen der Bauherren 
teilnahmen, wurden hauptsächlich Forderun-
gen der Arbeitsstättenverordnung einschließ-
lich der Technischen Regeln für Arbeitsstät-
ten im Zusammenhang mit den vorgestellten 
Raumnutzungskonzepten der zukünftigen 
Arbeitgeber diskutiert sowie konkrete tech-
nische Lösungen zur Erfüllung der Auflagen 
in den Baugenehmigungen vorgestellt. Durch 
die Arbeitsschutzbehörde wurde stets auf 
praktikable Lösungen, die im Einklang mit 
arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften stehen, 
hingewirkt.

Hinsichtlich einer bauherrenseitig angestreb-
ten Planungssicherheit ergab sich weiterer 
Beratungsbedarf aufgrund der Tatsache, 
dass sich arbeitsschutzrechtliche Vorschrif-
ten und Technische Regeln im Laufe der 
Planungsphase, die sich über viele Jahre er-
streckte, mehrfach änderten. Dies betraf u. a. 
die Arbeitsstättenverordnung und die Techni-
schen Regeln für Arbeitsstätten, welche eine 
wesentliche Grundlage für die Stellungnah-
men der Arbeitsschutzbehörde darstellen.
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Die Baustelle 2011

Zugangskontrollen

Die Baustelle war nur über eine Zugangskon-
trolle mit Baustellenausweis zugänglich. Für 
die Beantragung eines Baustellenausweises 
waren u. a. ein gültiger Personalausweis oder 
Reisepass, Lichtbild, Sozialversicherungs-
ausweis, Aufenthaltserlaubnis für Auslän-
der, Handwerkskarte/Gewerbeanzeige des 
Betriebes und eine Mindestlohnerklärung 
erforderlich. Ein Zugang mittels Privat-Pkw 
war nicht erlaubt. Firmenautos konnten die 
Baustelle mit einer Sondererlaubnis befah-
ren. Der Personenverkehr auf der Baustelle 
erfolgte u. a. mittels eines Busshuttles.

Durch die Einrichtung einer Zugangskontroll-
stelle sollten u. a. eine mögliche Schwarzar-
beit unterbunden werden und der Liefer- und 
Zugangsverkehr gesteuert werden. Der Bau-
herr wollte zudem einen Überblick über die 
auf der Baustelle tätigen Betriebe und die An-
zahl der Beschäftigten haben.

Koordinierungserfordernisse

Die besonderen Herausforderungen der Bau-
stelle ergaben sich insbesondere aus der 
konstruktiven Gestaltung der einzelnen Bau-
werke, dem Zusammenspiel der verschie-
den Teilbaustellen (teilweise innerhalb eines 
Bauwerks), der erheblichen Anzahl von Be-
schäftigten verschiedener Nationen, den Bo-
denverhältnissen, der langen Bauzeit, was 
auch die Anforderungen an Winterbaustellen 
beinhaltete (Temperatur, Schnee, Glätte), 
und der hohen Verkehrsdichte auf der Bau-
stelle (Es wurden ca. 8,5 Mio. m³ Boden be-
wegt und ca. 3,4 Mio. t Beton und 250.000 t 
Asphalt verbaut.). Auch Terminvorgaben des 
Bauherrn zu den einzelnen Teilbaustellen er-
höhten den Druck auf die verschiedenen Ge-
neralauftragnehmer.

Bauvorhaben dieser Größenordnung stellen, 
insbesondere im Hinblick auf die Koordina-
tion der Tätigkeiten und die kurze Bauzeitpla-

nung (unter dem Gesichtspunkt der geplan-
ten Eröffnung im Oktober 2011), besondere 
Herausforderungen für die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz der Beschäftigte dar.

Der Bauherr setzte zur Umsetzung der Bau-
stellenverordnung einen übergeordneten Ko-
ordinator ein. Der übergeordnete Koordinator 
war u. a. verantwortlich für die Koordinierung 
baustellenübergreifender Maßnahmen, zur 
Dokumentation der Maßnahmen, zur Erstel-
lung eines Handbuches als Verfahrensanwei-
sung und die Organisation des Verkehrs sowie 
des Sanitätskonzeptes. Der übergeordnete 
Koordinator organisierte zudem regelmäßi-
ge Schulungen für Bauleitungen, Poliere und  
Koordinatoren. Die Schulungen wurden teil-
weise von Aufsichtspersonen der verschie-
denen Berufsgenossenschaften durchge-
führt. Auch die Arbeitsschutzbehörde führte 
Schulungen auf der Baustelle zu den Themen 
„Lärm“ und „Arbeitszeit“ durch.

Jedes Teilobjekt wurde an einen Generalauf-
tragnehmer vergeben, der einen oder mehre-
re Koordinatorinnen und Koordinatoren nach 
Baustellenverordnung für sein Teilprojekt be-
stellte.

Gemeinsamer Präventionsstützpunkt

Aufgrund der Größe des Bauvorhabens und 
den damit verbundenen logistischen, tech-
nischen und menschlichen Herausforderun-
gen, hat das LAVG im Rahmen der Gemein-
samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie im 
Jahr 2009 bis zum Oktober 2011 zusammen 
mit der Berufsgenossenschaft der Bauwirt-
schaft – BG BAU – am Rande der Groß-
baustelle einen Präventionsstützpunkt er-
richtet. Aufsichtspersonal des LAVG und 
der BG Bau waren von Montag bis Freitag 
am gemeinsamen Präventionsstützpunkt er-
reichbar. Der Stützpunkt war Anlaufpunkt 
für Bauherrenvertretungen, Koordinatoren, 
Arbeitgeber, Bauleitungen, Beschäftigte und 
Mitarbeitende anderer Behörden und Berufs-
genossenschaften. Ziel war es, am Ort des 
Geschehens eng mit allen Beteiligten zu-



29TÄTIGKEIT DER ARBEITSSCHUTZBEHÖRDE IM RAHMEN REGIONALER GROSSPROJEKTE

sammenzuarbeiten. Der gemeinsame Prä-
ventionsstützpunkt ermöglichte eine enge 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbeamtinnen 
und -beamten des LAVG und den Aufsichts-
personen der BG BAU. Diese betraf neben 
abgestimmten Baustellenbesichtigungen vor 
allem den zeitnahen Informationsaustausch 
im Hinblick auf ein einheitliches Handeln.

Am Präventionsstützpunkt war auch ein 
Schulungsmobil der BG BAU, welches über 
eine umfangreiche Medienausstattung ver-
fügte, vorhanden. Dieses Schulungsmobil 
wurde für Schulungen, Unterweisungen und 
Beratungen benutzt. Weiterhin war ein Unter-
suchungsmobil vorhanden. Dieses ermög-
lichte die Durchführung arbeitsmedizinischer 
Vorsorge vor Ort, was teure Ausfallzeiten und 
Fahrtkosten für die Baubetriebe ersparte.

Aufgrund der positiven Erfahrungen des Prä-
ventionsstützpunktes, der hohen Akzeptanz 
aller am Bau Beteiligten, der zu erwarten-
den erheblichen Anzahl von Betrieben und 
Beschäftigten auf der Baustelle ab Oktober 
2011 sowie der zu erwartenden Prozesse der 
Inbetriebnahme hat die Arbeitsschutzbehör-
de ein Büro in Baustellennähe eingerichtet.

Baustellenbesichtigungen

Das LAVG ist die für den Vollzug der staat-
lichen Vorschriften u. a. auf den Gebieten der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten bei der Arbeit die zuständige 
Behörde. Im Zuge der Baustellenbesichtigun-
gen mussten zur Umsetzungen von Maßnah-
men zum Schutz der Beschäftigten mündli-
che und schriftliche Anordnungen erlassen 
werden. Zudem wurden gravierende Verstö-
ße gegen arbeitsschutzrechtliche Vorschrif-
ten geahndet.

Mit Beginn der Baumaßnahme fanden mo-
natliche Baustellenbegehungen statt, an de-
nen die verantwortlichen Koordinatoren nach 
Baustellenverordnung, Bauherrenvertretun-
gen, Vertretungen der jeweiligen Bauleitung, 
Aufsichtsbeamtinnen und -beamte des LAVG 

und Aufsichtspersonen der zuständigen Be-
rufsgenossenschaften teilnahmen. Hier wur-
den Mängel beim Arbeitsschutz aufgezeigt, 
das Unfallgeschehen analysiert und Maß-
nahmen zur Erhöhung des Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzes auf der Baustelle be-
sprochen und gefordert. Durch die Teilnahme 
des Bauherrn und des Koordinators konnten 
übergeordnete Probleme angesprochen und 
zielgerichtet erörtert werden. Der regelmäßi-
ge und direkte Kontakt zum Bauherrn konn-
te das Verwaltungshandeln reduzieren und 
viele Maßnahmen zur Gewährleistung von 
Sicherheit und Gesundheitsschutz schnellst-
möglich umgesetzt werden.

Die Baustelle 2012

In der „heißen“ Bauphase vor dem zweiten 
geplanten Eröffnungstermin im Juni 2012 
wurden durch die ausführenden Generalauf-
tragnehmer und dem Koordinator nach Bau-
stellenverordnung durchschnittlich 5.000 Be-
schäftigte pro Tag gemeldet. In Spitzenzeiten 
sollen sogar weit über 7.000 Beschäftigte auf 
der Baustelle gewesen sein. Brandenburger 
Betriebe waren genauso vertreten wie Betrie-
be aus ganz Europa. Insgesamt waren Be-
schäftigte aus 26 Nationen auf der Baustelle 
tätig. Aus der Vielzahl der Beschäftigten aus 
verschiedenen Nationen ergaben sich u. a. 
Verständigungsprobleme, Probleme aus dem 
teils fehlenden Bewusstsein für die Belange 
des Arbeitsschutzes und die mangelhafte 
Ausstattung mit Arbeitsschutzkleidung. Be-
sondere Anforderungen ergaben sich da-
durch für die Koordinierung, Durchführung 
und Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung, 
für die Durchführung von Unterweisungen 
und für die Erstellung von Betriebsanweisun-
gen sowie an die Maßnahmen zur Rettung 
und zur Sicherstellung der Erste Hilfe.

Nach der Verschiebung des Eröffnungs-
termins im Juni 2012 verringerten sich die 
Beschäftigtenzahlen deutlich. Dementspre-
chend verringerte auch das LAVG die Prä-
senz auf der Baustelle.
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Die Baustelle ab 2013

Ab dem Jahr 2013 erfolgten neben der Be-
standsaufnahme der Mängel am Bauwerk 
auch weiterhin Bauarbeiten. Schwerpunkt 
waren hier der Ausbau der Erweiterungs-
pavillons sowie die Weiterführung von Rest-
arbeiten am Gesamtbauwerk, die Sanierung 
der Kabeltrassen und die Beseitigung von 
Baumängeln. Die Bauarbeiten der letzten 
Jahre beschränkten sich vorwiegend auf die 
Mängelbeseitigung und auf die Fertigstel-
lung des Terminalgebäudes. Auf dem Gelän-
de des Flughafens entstanden ab dem Jahr 
2013 u. a. der Neubau des Regierungsflug-
hafens, ein Erweiterungsterminal D2 am Alt-
flughafen Schönefeld, das neue Terminal T2, 
eine Rettungswache und ein Dienstgebäude 
der Bundespolizei. Auch diese Projekte wur-
den vom LAVG begleitet.

Einhaltung der Bestimmungen des 
Arbeitszeitgesetzes auf der Baustelle

Arbeitsschutz auf Baustellen ist ein tragen-
des Element. Hierbei kommt der Gestaltung 
der Arbeitszeit eine zentrale Bedeutung zu, 
denn sie ist ein Schlüsselfaktor der bran-
chen- und tätigkeitsübergreifend relevant ist, 
um psychische Belastungen zu minimieren.

Ausgehend von diesem Ansatz richtete das 
LAVG bei der Begleitung des Großprojektes 
das Augenmerk darauf, die Verantwortlichen 
der Betriebe diesbezüglich zu sensibilisieren 
und bereits bei Planung der jeweiligen Teil-
projekte die hieraus resultierenden mögli-
chen Gefährdungen für die Beschäftigten auf 
der Baustelle zu ermitteln und zu minimieren.

Durch den eingerichteten Präventionsstütz-
punkt und die Präsenz auf der Baustelle ge-
lang es, Rahmenbedingungen zu aktuellen 
Themen und Fragen bei der Arbeitszeitorga-
nisation im direkten Kontakt und nach Inau-
genscheinnahme der tatsächlichen Arbeits-
bedingungen am Einsatzort zu bewerten. 
Hierbei waren Wünsche und Interessenlagen 

der am Bau beteiligten Betriebe nicht immer 
in Einklang mit der Rechtslage zu bringen. 
Diese resultierten teilweise aus dem weit ent-
fernt gelegenen Sitz der beteiligten Betriebe 
und dem berechtigten Interesse an einem 
verlängerten Wochenende der Beschäftigten 
am Heimatort. Einsicht darüber, dass sich 
hieraus nicht zwangsläufig die Möglichkeit 
der Verlängerung der Höchstarbeitszeitgren-
ze ergibt, gab es bei Verantwortlichen und 
Beschäftigten nicht immer.

Im Ergebnis vielzähliger Gespräche mit be-
teiligten Betrieben und dem Bauherrn wurde 
durch die Arbeitsschutzbehörde verdeutlicht, 
dass die Gewährleistung einer sicheren Bau-
ausführung, die Basis für Ausnahmebewilli-
gungen nach dem Arbeitszeitgesetz bildet. 
Hierzu festgelegte Maßnahmen müssen sich 
in der Gefährdungsbeurteilung der jeweiligen 
Gewerke widerspiegeln und praxiswirksam 
am Ausführungsort umgesetzt sein.

Bei der Entscheidung von Anträgen zur Ver-
längerung der werktäglichen Arbeitszeit 
spielte auch der Geräte- und Maschinenein-
satz eine maßgebliche Rolle. Die Einhaltung 
der Expositionswerte nach der Lärm- und Vi-
brationsarbeitsschutzverordnung musste in 
die Antragsprüfung einbezogen werden, da 
diese auf eine Schichtzeit von acht Stunden 
ausgerichtet sind. Bei beantragten Arbeits-
zeiten von mehr als acht und zehn Stunden 
war demzufolge auf die Veranlassung wirksa-
mer Schutzmaßnahmen in der Gefährdungs-
beurteilung und deren Umsetzung am Ein-
satzort hinzuwirken.

Das LAVG führte regelmäßig Überprüfungen 
zur Einhaltung des Beschäftigungsverbotes 
an Sonn- und Feiertagen durch. Entspre-
chende Verfahren zur Ahndung der festge-
stellten Verstöße wurden gegenüber den je-
weils Verantwortlichen eingeleitet.
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Unfallgeschehen

Die Unfallstatistik zeigt einen Anstieg der 
meldepflichtigen Unfälle mit steigender Be-
schäftigtenzahl auf der Baustelle in der Hoch-
zeit der Arbeiten im Jahr 2010 bis zum Juni 
2012. Dabei überwiegt die Anzahl der leich-
ten meldepflichtigen Unfälle.

Leider ereigneten sich auch vier tödliche 
Arbeitsunfälle, davon zwei Absturzunfälle. 
Auch wenn es im Verhältnis zur Größe der 
Baustelle, der Anzahl der auf der Baustelle 
tätigen Beschäftigten und der Bauzeit un-
fallstatistisch ein gutes Ergebnis ist, ist jeder 
Arbeitsunfall, insbesondere jeder tödliche 
Arbeitsunfall, einer zu viel und darf sich nicht 
wiederholen. Um ähnliche Unfälle zu ver-
hindern wurden umfangreiche Maßnahmen 
durch das LAVG angeordnet.

Fazit

Der Flughafen wurde nach ca. 14 Jahren Bau-
zeit im Oktober 2020 eröffnet. Das Bauprojekt 
wurde somit zur Arbeitsstätte. Die Bauarbei-
ten auf dem Gelände des Flughafens und im 
Umfeld werden stetig weitergehen.

Es lässt sich feststellen, dass die vielen Tä-
tigkeiten des LAVG zielführend und sinnvoll 
waren. Das oberste Ziel der Arbeitsschutzbe-
hörde war, die größtmögliche Einflussnahme 
auf alle am Bau Beteiligten durch Überwa-
chung, Beratung und Ahndung auszuüben, 
damit Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten bei der Errichtung und beim 
zukünftigen Betreiben des Flughafens ge-
währleistet sind.

Durch die intensive und kooperative Zusam-
menarbeit mit der Baugenehmigungsbehörde 
des Landkreises Dahme-Spreewald war es 
dem LAVG möglich, den Fokus auf arbeits-
schutzrechtliche Belange zu lenken. So ge-
lang es kurzfristig auf geänderte Bedingun-
gen und Nutzungskonzepte reagieren zu 
können. Mit Unterstützung der Baugenehmi-

gungsbehörde konnte die Abstellung festge-
stellter Mängel noch vor der Inbetriebnahme 
des Flughafens erwirkt werden.

Durch die kontinuierliche Überwachung der 
Umsetzung der Nebenbestimmungen und 
der Berücksichtigung der Hinweise der Bau-
genehmigung erreichte das LAVG eine Sensi-
bilisierung des Bauherrn für die Belange des 
Arbeitsschutzes. Im Laufe des Projektzeit-
raums führte dies dazu, dass sich die Bau-
herren und Planenden häufiger als zu Beginn 
an die Arbeitsschutzbehörde wandten, um 
arbeitsschutzrechtliche Problemlagen abzu-
stimmen.

Die örtliche Präsenz mit einem eigenen Büro 
in Baustellennähe war Grundlage für eine 
gute Zusammenarbeit mit den Unfallversiche-
rungsträgern, dem Bauherrn, den Planenden 
und den beteiligten Betrieben. Durch die hohe 
Kontrolldichte bei den Bautätigkeiten und das 
aktive Konzept der Kommunikation mit allen 
am Bau Beteiligten konnten Mängel bei der 
Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten frühzeitig erkannt, durch den 
Bauherrn ggf. koordiniert und durch den je-
weiligen Arbeitgeber abgestellt werden. Auf-
grund der sich durch den Baufortschritt fast 
täglich ändernden Bedingungen zeigte die 
hohe Präsenz der Aufsichtsbeamtinnen und 
-beamten des LAVG sowie auch der Auf-
sichtspersonen der beteiligten Unfallversi-
cherungsträger Wirkung und in vielen Berei-
chen bzw. bei vielen Arbeitgebern auch eine 
entsprechende Nachhaltigkeit.

Das aktive Handeln des LAVG in Bezug auf 
die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes 
(auch bereits in der Planungsphase) zeigte 
Wirkung. Verstöße gegen das Arbeitszeitge-
setz wurden nur in einem geringeren Maße 
festgestellt.
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Neubau der TESLA Gigafactory Berlin Brandenburg  
in Grünheide

Am 12. November 2019 kündigte Elon Musk 
als CEO des Unternehmens Tesla, Inc. an-
lässlich der Verleihung des Goldenen Lenk-
rads in Berlin die Errichtung einer neuen 
Tesla Gigafactory an. Diese sollte im Land 
Brandenburg in der Gemeinde Grünheide 
(Mark), in unmittelbarer Nähe der Stadt Ber-
lin, gebaut werden. Nach seiner Aussage ist 
es geplant, dass dort ab dem Spätsommer 
des Jahres 2021 jährlich 500.000 Elektro-
fahrzeuge vom Band rollen sollen.

Am neuen Standort, so twitterte Herr Musk, 
sollen Batterien, Antriebsstränge und Fahr-
zeuge gebaut werden, wobei mit dem SUV 
Modell Y gestartet wird.

Nach den vorgestellten Planungen sollte ein 
300 ha großes Grundstück im Ortsteil Freien-
brink der Gemeinde Grünheide (Mark) durch 
Tesla erworben werden, um dort in mehreren 
Ausbaustufen ein Fertigungswerk für Elektro-
fahrzeuge zu errichten. In Berlin selbst soll 
zudem ein Design- und Entwicklungszentrum 
geplant werden. Damit hatte sich der Stand-
ort für eine europäische Gigafabrik gegen 
den bisher als Favoriten gehandelten Stand-
ort in der Nähe von Euskirchen in Nordrhein-
Westfalen durchgesetzt.

Das an diesem Standort als Gigafactory 4 
bezeichnete Fertigungswerk für Elektrofahr-
zeuge wird damit die sechste Fabrik und das 
vierte Fahrzeugwerk des US-amerikanischen 
Unternehmens Tesla.

Tesla selbst bezeichnet das im Jahr 2010 ge-
kaufte ehemalige Fahrzeugwerk von Gene-
ral Motors in Fremont (Kalifornien, USA) als 
Tesla Fabrik, die anderen Produktionsstätten 
hingegen jeweils als Gigafactory.

Das Unternehmen betreibt in Nevada (USA) 
mit der Gigafactory 1 in Kooperation mit Pa-
nasonic eine Produktion von Lithium-Ionen-

Akkumulatoren, als Gigafactory 2 bezeichnet 
Tesla die Photovoltaikfabrik in Buffalo (New 
York USA). Seit Januar 2020 rollen in dem als 
Gigafactory 3 bezeichnete Fahrzeugwerk in 
Shanghai (China), mit dessen Bau im Januar 
2019 begonnen wurde, Elektrofahrzeuge vom 
Band und ebenfalls noch im Bau befindet sich 
das als Gigafactory 5 bezeichnete Fahrzeug-
werk bei Austin (Texas, USA).

Planungen, Genehmigungsverfahren

Das von Tesla erworbene Bauland war ur-
sprünglich für die Ansiedlung einer neuen 
Produktionsstätte der BMW AG vorgesehen. 
BMW entschied sich jedoch im Sommer 2000 
für einen Standort im Freistaat Sachsen.

Nach ersten Planungen sollen auf dem 
300 ha (genau 3.038.620 m²) großen Grund-
stück eine Fläche von etwa 300.000 m² über-
baut werden und in der ersten Ausbaustufe 
etwa 3.000 Arbeitsplätze entstehen. In Voll-
ausbau sollen 7.000 bis 8.000 Arbeitsplätze 
entstehen und im Dreischichtbetrieb 500.000 
Fahrzeuge pro Jahr gebaut werden. Das 
Grundstück selbst bietet hierbei Reserven für 
die Errichtung weiterer Fabrikhallen. So kön-
nen auf dem Grundstück, jeweils gespiegelt, 
noch drei weitere Fertigungshallen gleicher 
Größe errichtet werden.

Für den Bau und Betrieb der Gigafactory 4 
wurde eine neue Tochtergesellschaft gegrün-
det, die Tesla Manufacturing Brandenburg 
SE mit Sitz in Grünheide (Mark).

Wie alle Aktivitäten von Tesla, so werden 
auch die Planungen und der Bau der Fabrik in 
Grünheide mit erheblichem Interesse seitens 
der Öffentlichkeit verfolgt. Bereits kurz nach 
der Ankündigung im November 2019 mach-
ten sich Befürworter und Gegner des Projek-
tes öffentlich bemerkbar. Je nach Sichtweise 
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wurde Tesla dabei als Pionier einer neuen, 
abgasfreien Mobilität gefeiert, oder als rück-
sichtsloser Zerstörer der Brandenburger Na-
tur. Befürwortende des Projektes hoffen auf 
eine Zukunft mit wirtschaftlich guter Entwick-
lung und einem großen Angebot an Arbeits-
plätzen. Gegner befürchten negative Aus-
wirkungen auf die Natur, die Zunahme des 
Verkehrs, einschließlich aller negativen Be-
gleiterscheinungen.

Im Dezember 2019 wurde durch die Tesla 
Manufacturing Brandenburg SE beim zu-
ständigen Landesamt für Umwelt ein Antrag 
zur Errichtung eines Fahrzeugwerkes zur 
Produktion von Elektrofahrzeugen nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
eingereicht. Im Verlauf des Genehmigungs-
verfahrens, insbesondere im Verlauf der öf-
fentlichen Anhörungen zum Verfahren wur-
de deutlich, dass vor allem die Fragen des 
Naturschutzes erhebliches Konfliktpoten-
tial zwischen Befürwortende und Gegnern 
des Projektes beinhalten. Die Eignung des 
Grundstückes wurde dabei generell in Frage 
gestellt.

Korrekt handelte es sich bei dem betreffen-
den Grundstück um einen Forst, der nach 
einem Beschluss der Gemeinde Grünheide 
(Mark) im Jahr 2000 als Industriegebiet aus-
gewiesen ist. Ein qualifizierter Bebauungs-
plan für das Gelände liegt vor. Für die Gegner 
des Projektes stellte diese Fläche eine unbe-
rührte Waldfläche, für die Befürwortenden 
nutzloses Brachland dar. Die dort ggf. vor-
kommenden Schlingnattern und Zauneidech-
sen hingegen erreichten eine neue überregi-
onale Bekanntschaft, da diese durch diverse 
Naturschutzverbände als Hauptargument für 
die Nichteignung des Geländes angeführt 
wurden. Ein gerechter Interessenausgleich 
erscheint bis zum heutigen Tag schwierig 
und wird auch nach Abschluss des Verfah-
rens sicherlich noch vor Gericht ausgetragen 
werden.

Nach der Antragsstellung im Dezember 2019 
wurde im Juli 2020 ein überarbeiteter Antrag 

beim zuständigen Landesamt für Umwelt ein-
gereicht. Von der ursprünglichen Planung 
eines zweistöckigen Gebäudes musste Ab-
stand genommen werden, da die vorherr-
schenden Bodenverhältnisse und Möglichkei-
ten der Bauwerksgründung eine Umplanung 
erforderlich machten. In den überarbeiteten 
Planungen wurde das Gebäude zu einem 
großen Teil nur noch einstöckig ausgeführt 
und eine neue, separate Fertigungshalle hin-
zugefügt.

Bis April 2021 lag keine abschließende 
Genehmigung nach dem BImSchG vor. 
Gleichwohl ist die Fabrik jedoch bereits zu 
großen Teilen errichtet und auch die tech-
nischen Anlagen für die zukünftige Fahr-
zeugfertigung werden bereits eingebaut. 
Das Unternehmen hat von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht, entsprechende Zulassun-
gen zum vorzeitigen Beginn nach dem § 8a 
BImSchG zu beantragen. Alle bisher durch-
geführten Arbeiten wurden auf der Grundlage 
mehrerer Zulassungen des vorzeitigen Be-
ginns nach § 8a BImSchG genehmigt.

Arbeitsschutzkoordination  
in der Bauphase

Das Unternehmen Tesla war von Anfang an 
bemüht, mit allen Aufsichtsbehörden frühzei-
tig, in der Regel bereits in der Planungspha-
se, in Kontakt zu treten.

Ziel dieser Abstimmungen war es, der hohen 
Unfallgefahr bei Arbeiten am Bau sowie den 
zu erwartenden Verständigungsproblemen 
auf Grund des Einsatzes von Beschäftigten 
unterschiedlichster Nationalitäten durch im 
Vorfeld bereits abgestimmte Sicherheitsmaß-
nahmen zu begegnen.

Die Arbeiten am Bau weisen eine Vielzahl 
psychischer als auch physischer Gefährdun-
gen für die Beschäftigten auf. Die Unfallhäu-
figkeit in der Bauwirtschaft ist kontinuierlich 
mehr als doppelt so hoch wie in anderen 
Wirtschaftsbereichen.
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Baustellen zeichnen sich dadurch aus, dass 
in großen Höhen, in Gräben oder Gruben 
und in ständiger Nähe von Baumaschinen 
gearbeitet wird. Erschwerend wirken sich die 
– durch den stetigen Baufortschritt – ständig 
wechselnden Einsatzbedingungen aus, aus 
denen jederzeit neue Gefährdungen erwach-
sen können.

Dies führt häufig dazu, dass wichtige Sicher-
heitsvorkehrungen wie Verkehrswege, Trep-
pen, Leitern und Gerüste, Schutzeinrichtun-
gen an Maschinen, Geräten und Werkzeugen 
oder bestimmungsgemäße Geräte und 
elektrische Einrichtungen unberücksichtigt 
bleiben. Auch die Sicherung an absturzge-
fährdeten Bereichen und die Sicherung von 
Baugruben sind häufig unzureichend. Dies 
erfordert ein besonderes Maß an Abstim-
mung zwischen den Arbeitgebern hinsichtlich 
zu treffender Schutzmaßnahmen.

Das besondere Gefahrenpotenzial auf Bau-
stellen verbirgt sich darüber hinaus darin, 
dass Arbeiten auf der Baustelle von Beschäf-
tigten verschiedener Arbeitgeber – nicht zu-
letzt etlicher Nachunternehmer – gleichzeitig 
oder nacheinander ausgeführt werden. Dies 
erfordert ein besonderes Maß an Abstim-
mung zwischen den Arbeitgebern hinsicht-
lich zu treffender Schutzmaßnahmen. Hinzu 
kommen der auf Baustellen häufige Termin-
druck und die daraus resultierenden langen 
Arbeitszeiten, nicht selten über die zulässige 
Höchstarbeitszeitgrenze hinaus.

Aufgrund des ambitionierten Zeitplans, der 
Größe des Bauprojektes und der Vielzahl der 
gleichzeitig auf der Baustelle tätigen Beschäf-
tigten können die vorgenannten allgemeinen 
Gefährdungen auf Baustellen größtenteils auf 
das Bauprojekt „Tesla“ übertragen werden.

Bereits vor Baubeginn wurde ein von Tesla 
eingestellter HSE-Manager (Health, Safety, 
Environment) mit der Koordination zu Fra-
gen des Arbeitsschutzes zwischen Tesla und 
dem LAVG beauftragt.

Im Frühjahr / Sommer 2020, vor Beginn der 
Rohbauarbeiten, wurde die Zusammenarbeit 
zwischen Tesla HSE und dem LAVG intensi-
viert. Der geplante Bauablauf wurde erörtert 
und die entsprechenden Sicherheitskonzepte 
sowie Baustellenordnungen abgestimmt.

Um die erforderliche Kommunikation zu ver-
einfachen, wurden seitens des LAVG feste 
Ansprechpersonen für alle mit der Errichtung 
und den späteren Betrieb der Gigafabrik in Zu-
sammenhang stehenden Aufgaben benannt.

Auch das Unternehmen Tesla setzte für diese 
Bereiche entsprechende Personalverantwor-
tungen fest, die im Laufe des Jahres sowie 
entsprechend dem Baufortschritt ergänzt 
wurden.

Zur praktischen Eingrenzung wurden die Be-
reiche Antrags- und Genehmigungsfragen, 
Fragen zum Betrieb der fertiggestellten Giga-
fabrik, Arbeitszeitanträge und Überprüfungen 
zum Arbeitszeitgesetz sowie die Bereiche 
Rohbau und Innenausbau sowie die Instal-
lation der späteren Produktionsanlagen mit 
direkten festen Ansprechpersonen benannt.

Entgegen den sonst üblichen behördlichen 
Überprüfungen, die in größeren Zeitabstän-
den mit einem hohen verdichteten Perso-
nalaufwand durchgeführt werden, wurde für 
dieses Genehmigungs- und Bauvorhaben für 
den Bereich Arbeitsschutz durch das LAVG 
eine andere Arbeitsweise festgelegt. So wer-
den Beratungen und Besprechungen zum 
Arbeitsschutz sowie die Kontrollen der Bau-
stelle in sehr kurzen Zeitabständen durchge-
führt. Dies hat den Vorteil, dass die Arbeits-
schutzkontrollen an den einzelnen Tagen 
nicht uneffektiv ausgedehnt werden müssen, 
das LAVG jedoch unmittelbar und detailliert 
über den Bauablauf informiert ist und bei Be-
darf rechtzeitig steuernd eingreifen kann.

Das LAVG hat die Koordination der Arbeits-
schutzkontrollen und führt diese regelmäßig 
(mindestens wöchentlich) in Zusammenarbeit 
mit den Kollegen der Berufsgenossenschaft 
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der Bauwirtschaft sowie unter Begleitung 
von HSE-Managern des Unternehmens Tes-
la bzw. deren bestellten Vertretungen, den 
jeweiligen Sicherheits- und Gesundheits-
schutzkoordinierenden (SiGeKo) sowie den 
Bauleitungen der beteiligten Baufirmen durch.

Hierdurch konnte bereits frühzeitig ein inten-
sives Zusammenwirken zwischen dem LAVG 
und dem Bauherrn realisiert werden. Die Ko-
ordinierung der Aufgaben nach Maßgabe der 
Baustellenverordnung wurde durch ein kom-
plexes System an Sicherheits- und Gesund-
heitsschutzkoordinierenden als auch Fach-
kräften für Arbeitssicherheit sichergestellt. 
Die vom Bauherren beauftragten Arbeits-
schutzakteure wirken als Bindeglied zwischen 
Arbeitsschutzbehörde, Bauherrn und den ein-
zelnen Unternehmen auf der Baustelle.

Zu Beginn der Baumaßnahme erfolgten not-
wendige Entscheidungen restriktiv durch 
den Tesla HSE-Manager, der jedoch im 
Verlauf der Rohbauphase ebenso wie der 
bis zu diesem Zeitpunkt eingesetzte Werks-
leiter aus dem Unternehmen ausschied. 
Die Personalpolitik innerhalb der Firma Tesla, 
die für große mediale Aufmerksamkeit sorg-
te, hatte zu keinem Zeitpunkt Einfluss auf das 
Zusammenwirken von Arbeitsschutzakteuren 
des Bauherrn und LAVG. Die Beratungs- und 
Überwachungsstrategie des LAVG wurde un-
abhängig hiervon durchgängig verfolgt und 
umgesetzt.

Das hinterlassene Führungsvakuum konn-
te durch das bei Tesla gelebte „horizontale 
Management“ mit flachen Hierarchien nicht 
immer ausgeglichen werden, zumal die als 
Nachfolge bestimmten HSE-Managerinnen 
und -Manager bestimmte Entscheidungen 
erst nach Absprache mit der Werksleitung, 
in einigen Fällen auch der Firmenzentrale in 
den USA, treffen durften.

Da diese Situation auf die Dauer nicht trag-
fähig war, wurden nach Intervention durch 
das LAVG die Aufgaben der übergeordneten 
Arbeitsschutzkoordination auf externe Si-

cherheits- und Gesundheitsschutzkoordinie-
rende übertragen und diese, anders als die 
Tesla-eigenen Mitarbeitenden, mit direkten 
Weisungsbefugnissen – auch den einzelnen 
Subunternehmen gegenüber – ausgestattet.

Hauptziel der gemeinsamen Beratungs- und 
Überwachungsstrategie war, durch Maßnah-
men der Gefahrenabwehr und Präsenz auf 
der Baustelle Gefahrensituationen frühzeitig 
zu erkennen, um somit das Auftreten von Un-
fällen und arbeitsbedingten Erkrankungen zu 
minimieren. Die Präsenz des LAVG auf der 
Baustelle war abhängig vom Bauabschnitt, 
Anzahl der gleichzeitig tätigen Beschäftig-
ten auf der Baustelle und der Häufigkeit und 
Schwere von festgestellten arbeitsschutz-
rechtlichen Defiziten. Somit ergab sich ein 
Besichtigungsintervall von zwei Wochen bei 
geringer Bauintensität bzw. wenigen arbeits-
schutzrechtlichen Defiziten und ein wöchent-
liches Besichtigungsintervall bei umfangrei-
chen Tätigkeiten und einem hohen Grad an 
arbeitsschutzrechtlichen Defiziten. Darüber 
hinaus erfolgten Baustellenbesichtigungen 
im Rahmen der Prävention (Erörterungster-
mine) und unplanmäßige Baustellenkontrol-
len (Nachkontrollen).

Die während der Baustellenkontrollen fest-
gestellten Mängelschwerpunkte entsprachen 
den allgemein bekannten Gefährdungen des 
entsprechenden Bauabschnittes im Bauge-
werbe (Tiefbau, Hochbau und Ausbau).

Tiefbau

Bei Kontrollen zu Ausführungen von Erdarbei-
ten wurden wiederholt Ausführungsmängel 
festgestellt. Vielfach wurde festgestellt, dass 
Arbeiten in Gruben und Gräben ausgeführt 
wurden, ohne dass der notwendige Verbau 
vorhanden war bzw. die Abböschung nicht 
oder nicht fachgerecht ausgeführt wurde.

Hochbau

Hier war der Anteil der angetroffenen Mängel 
im Bereich des Schutzes der Beschäftigten 
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gegen Absturz besonders hoch. Mehrfach 
wurde festgestellt, dass kollektive Absturz-
sicherungen unzureichend montiert waren. 
Bei den Individualschutzlösungen wurde fest-
gestellt, dass Auffangsysteme entgegen den 
Herstellerangaben verwendet wurden.

Ein weiterer Schwerpunkt der Überwachung 
war die Minderung von Dieselmotoremis-
sionen von Baumaschinen in geschlossenen 
Räumen. Auf Grundlage der Gefahrstoffver-
ordnung in Verbindung mit der Technischen 
Regel für Gefahrstoffe TRGS 554 „Abgase 
von Dieselmotoren“ wurden die eingesetzten 
Baumaschinen überprüft. Hierbei wurde fest-
gestellt, dass die in der TRGS 554 gestellten 
Anforderungen bei Tätigkeiten in Arbeitsbe-
reichen, in denen Abgase von Dieselmotoren 
freigesetzt werden, grundsätzlich erfüllt wa-
ren. Nur wenige der überprüften Baumaschi-
nen erfüllten nicht die notwendigen Anforde-
rungen. Deren weitere Verwendung wurde 
daraufhin untersagt.

Ausbau

Angesichts der Vielzahl der gleichzeitig 
ausgeführten Tätigkeiten kann hier kein 
Mängelschwerpunkt benannt werden. Die 
angetroffenen Mängel sind zahlreichen 
Rechtsvorschriften im Arbeitsschutzrecht zu-
zuordnen, hier insbesondere der

•	 Arbeitsstättenverordnung: Schutz der  
Beschäftigten gegen Absturz,

•	 Betriebssicherheitsverordnung: Verwen-
dung ungeeigneter Arbeitsmittel (Gerüste, 
Leitern, Maschinen) und Betreiben von 
Arbeitsmitteln ohne die erforderlichen 
Prüfungen,

•	 Gefahrstoffverordnung: Maschinen und 
Geräte wurden nicht so ausgewählt und 
betrieben, dass möglichst wenig Staub 
freigesetzt wird,

•	 Arbeitsschutzgesetz: die notwendige 
und zur Verfügung gestellte persönliche 
Schutzausrüstung (Gehörschutz, Augen-
schutz, Sicherheitsschuhe und Sicher-
heitshelm) wurde nicht verwendet.

Unabhängig vom Bauabschnitt wurden auf-
grund der andauernden SARS-CoV-2-Pan-
demie durch das LAVG die notwendigen 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zum wir-
kungsvollen Schutz der Beschäftigten regel-
mäßig auf ihre Wirksamkeit überprüft.

Zur Behebung der vorgefundenen arbeits-
schutzrechtlichen Beanstandungen wurde 
das gesamte Spektrum des verwaltungs-
rechtlichen Handelns angewandt, hier Be-
sichtigungsschreiben mit oder ohne Kosten, 
mündliche Anordnungen, schriftliche Anord-
nungen mit Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung und die Einleitung von Ordnungswidrig-
keitenverfahren.

Auswertung der Baustellenbesichtigun-
gen und Unfallgeschehen

Das Hauptziel der Beratungs- und Über-
wachungsstrategie ist im Berichtszeitraum 
durchweg erreicht worden. Dem LAVG wur-
den vier meldepflichtige Unfälle entspre-
chend § 8 Abs.1 SGB 7 bekannt. Infolge der 
Untersuchung durch das LAVG wurden die 
Unfälle als „nicht bemerkenswerte“ Unfälle 
eingestuft. Unabhängig der Feststellung des 
LAVG wurden durch die einzelnen Arbeitge-
ber bzw. Arbeitsschutzakteure des Bauherrn 
umfangreiche Anstrengungen unternommen, 
um erkannte Gefahren zu beseitigen und alle 
Beschäftigten zu sensibilisieren. Das LAVG 
unterstützte hierbei.

Die Auswertung des Unfallgeschehens als 
auch des verwaltungsrechtlichen Handelns 
des LAVG zeigt für den Berichtszeitraum 
sowohl ein unterdurchschnittliches Unfallge-
schehen als auch vergleichsweise wenig be-
anstandete arbeitsschutzrechtliche Defizite. 
Dieses verdeutlicht den hohen Stellenwert des 
Arbeitsschutzes für das Bauprojekt „Tesla“.
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Koordination zur Betriebs-  
und Brandschutzplanung

Im Verlauf der Errichtung des Projektes, ins-
besondere im Verlauf der erweiterten Roh-
bauphase erfolgte durch das Tesla-Planungs-
team eine Anpassung des Fabriklayouts. Dies 
betraf zwar nicht die äußere Hülle, in einigen 
Teilbereichen wurden jedoch bestimmte Ele-
mente wie z. B. das Werksärztezentrum, die 
Qualitätssicherung, ausgewählte Umkleide-
bereiche, die Kunststofffertigung sowie der 
Verlauf einiger Flucht- und Rettungswege 
innerhalb des Hauptgebäudes anders ange-
ordnet. In diese Planungsphase wurden die 
entsprechenden Behörden – wenn es eine 
Relevanz für den Arbeitsschutz hatte, auch 
das LAVG – eingebunden.

Es ist selbstverständlich, dass diese Maß-
nahmen in erster Linie den Zweck haben, 
die Bau- und Planungszeit auf ein absolutes 
Minimum zu verkürzen. Der Plan dahinter ist 
verständlich. Da die Behörden frühzeitig in 

die Planungsphasen einbezogen werden und 
spätere Hinweise und Auflagen so bereits im 
Vorfeld berücksichtigt werden können, fällt 
der spätere Prüfaufwand entsprechend ge-
ringer aus.

Die für die Planung sowie den späteren Be-
trieb erforderlichen Brandschutzkonzepte 
wurden durch externe Brandschutzgutach-
terinnen und -gutachter den aktuellen Ge-
gebenheiten angepasst. Die Umsetzung der 
Anforderungen nach den Technischen Re-
geln für Arbeitsstätten wurde durch beauf-
tragte externe Fachkräfte einer internen Ana-
lyse und Bewertung unterzogen. Bereiche, in 
denen sich auf Grund planungstechnischer 
Notwendigkeiten Abweichungen von den Re-
geln abzeichneten, wurden analysiert und die 
ergriffenen Ersatzmaßnahmen zur Einhal-
tung der Schutzziele der Arbeitsstättenver-
ordnung mit dem LAVG erörtert. Dieser Pro-
zess ist bisher nicht abgeschlossen, sondern 
wird mit dem Fortgang der Bauarbeiten dem 
aktuellen Planungsstand angepasst.

Quelle: LAVG. Errichtung Hautgebäude, Juli 2020
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Erreichbarkeit der Arbeitsschutzbehörde

Das neue Arbeitsschutztelefon

Die Arbeitsschutzbehörde ist ein Teil des 
LAVG und als eigenständige Abteilung orga-
nisiert. Zu den Aufgaben der Abteilung Ar-
beitsschutz gehören neben den klassischen 
Arbeitsschutzthemen unter anderem auch 
die Marktüberwachung in verschiedenen 
Rechtsgebieten, das Sprengstoffrecht und 
das Strahlenschutzrecht sowie die Überwa-
chung der energieverbrauchsrelevanten Pro-
dukte.

Für die Abteilung Arbeitsschutz im LAVG 
und deren Regionalbereiche mit den einzel-
nen Standorten waren und sind teilweise 
noch neben der zentralen Rufnummer des 
Amtes insgesamt sechs Rufnummern und 
diverse persönliche und funktionelle E-Mail-
Adressen auf der offiziellen Homepage ver-
öffentlicht. Für einzelne Fachthemen bleiben 
die Rufnummern der Spezialistinnen und 
Spezialisten der Arbeitsschutzaufsicht un-
genannt (beispielsweise zu Fragestellungen 
des Mutterschutzes, der Einrichtung und 
des Betreibens von Arbeitsstätten oder zur 
Arbeitszeit). Gleichzeitig wurden keine Ser-

vicezeiten nach außen bekannt gegeben, in 
denen Bürgerinnen und Bürger die Arbeits-
schutzbehörde verlässlich erreichen können. 
Diese unübersichtliche Außendarstellung 
galt es zu überarbeiten, um die Erreichbarkeit 
der Arbeitsschutzbehörde für die interessier-
ten Personen zuverlässiger und einfacher zu 
gestalten.

Im Fachkonzept 2025 der Arbeitsschutzver-
waltung aus dem Jahr 2019 wurde dieses 
Problemfeld bereits dargestellt und im Zuge 
der Umsetzung dieses Fachkonzeptes kon-
sequent weiterverfolgt. Besonderer Wert 
wurde im Fachkonzept 2025 daraufgelegt, 
dass während der Servicezeiten eine zeitna-
he und sachkundige Auskunft der Abteilung 
Arbeitsschutz im LAVG zu möglichen Anfra-
gen seitens der Bürgerinnen und Bürger er-
folgen kann.

Die Arbeitsschutzbehörde ist bereits seit 
September 2020 über die zentrale Rufnum-
mer 0331 8683-444 erreichbar.

In einer ersten Phase wurde die Rufnummer 
in der Zeit von 09:00 bis 12:00 Uhr und am 
Donnerstag zusätzlich zwischen 13:00 und 
15:00 Uhr geschaltet. Ziel war es, in dieser 
Phase Daten zu Anrufzahlen, zeitlicher Be-
lastung und zu den nachgefragten Inhalten 
zu sammeln, um diese auszuwerten und für 
die abschließende Umsetzung des Arbeits-
schutztelefons zu nutzen.

Unter der zentralen Rufnummer erfolgen 
nicht nur qualifizierte Auskünfte und Weiter-
leitungen, sondern werden auch Beratungen 
zu allen Fragen des Arbeitsschutzes angebo-
ten. Weiterhin soll dieses Arbeitsschutztele-
fon dazu dienen, dass Beschwerden über un-
zumutbare Arbeitsbedingungen einfach der 

Arbeitsschutz-
Telefon
0331 8683-444
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zuständigen Behörde zur Kenntnis gebracht 
werden können.

In Zukunft wird das Angebot des Arbeits-
schutztelefons deutlich erweitert. Es wird zu 
den amtseinheitlichen Servicezeiten erreich-
bar sein.

Pilotierung

Die Pilotphase wurde mit vier Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern durchgeführt, die ab 
dem 1. September 2020 abwechselnd für 
Fragen am Arbeitsschutztelefon zur Verfü-
gung standen.

In der Zeit bis zum 1. März 2021 wurden 
durch die Aufsichtsbeamtinnen und Auf-
sichtsbeamten 541 Anrufe bearbeitet und do-
kumentiert. Dabei wurden neben dem Inhalt 
des Anrufs auch die Dauer der Bearbeitung 
des Vorgangs und die betroffenen Rechtsge-
biete notiert. Bei den folgenden Zahlen ist zu 
beachten, dass es sich nicht um die absolu-
ten Anrufzahlen der Abteilung Arbeitsschutz 

handelt, sondern nur um die Anzahl der An-
rufenden, die entweder die Nummer des 
Arbeitsschutztelefons direkt angerufen oder 
die zentrale Rufnummer des Amtes gewählt 
haben. In diesen Zahlen sind die Anrufe und 
Beschwerden nicht berücksichtigt, die an den 
Dienstorten direkt entgegengenommen wur-
den.

Um die Art der Anrufe klassifizieren zu kön-
nen, wurden diese in drei Kategorien einge-
teilt. Dazu wurde nach Beschwerden, Wei-
terleitungen, Beratungen und Anrufe ohne 
Arbeitsschutzbezug unterschieden.

Als Beschwerden wurden alle Telefonate auf-
genommen, aus deren Inhalt sich ein Verstoß 
gegen geltende Arbeitsschutzvorschriften 
ableiten ließ. Diese Beschwerden wurden 
grundsätzlich an den zuständigen Sachbe-
arbeitungen zur Bearbeitung weitergeleitet.

Anrufe wurden als Weiterleitung kategori-
siert, wenn die Anruferin bzw. der Anrufer 
eine konkrete Ansprechperson suchte oder 
zu einem konkreten Vorgang Fragen hatte. 

Verteilung der 454 Anrufe (ohne Entschädigung)

Beratung

55 %

19 %
16 %

10 %

Weiterleitung Beschwerde ohne Arbeitsschutzbezug

Abbildung 1: Verteilung der Anrufe nach Kategorien
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Diese Anrufenden wurden entweder sofort 
verbunden oder es wurden die Kontaktmög-
lichkeiten aufgezeigt.

Als Beratung wurden alle Anrufe kategori-
siert, in denen eine konkrete fachliche Frage 
gestellt wurde. In einfach gelagerten Fällen 
konnte dem Anrufenden sofort geholfen wer-
den. Bei komplexeren Fragestellungen wurde 
später zurückgerufen oder an den Fachkolle-
ginnen und -kollegen verwiesen.

Das Diagramm der vorstehenden Abbil-
dung 1 verdeutlicht die Verteilung der Anrufe 
auf die einzelnen Kategorien dabei wurden 
die 87 Anrufe wegen Zahlung von Corona 
Entschädigungen (ohne Arbeitsschutzbezug) 
herausgerechnet, da sich diese Anrufe auf 
die außergewöhnlichen Umstände der Coro-
na-Pandemie zurückführen lassen.

Somit ist festzustellen, dass mehr als die 
Hälfte der Anrufenden eine Frage oder Be-
ratungsbedarf zum Arbeitsschutz hatten. 

Fragen zu konkreten Vorgängen oder Ge-
sprächsbedarf mit Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Abteilung Arbeitsschutz hatten 
ca. 20 Prozent der Anrufenden. Beschwerde-
inhalte wurden in jedem sechsten Telefonat 
vorgetragen. Die Anrufe ohne Arbeitsschutz-
bezug lagen bei ca. 10 Prozent. Bei diesen 
Anrufen handelte es sich schwerpunktmäßig 
um Fragen zu den Regelungen der Corona-
Eindämmungsverordnung oder auch Anfra-
gen zu Rechtsgebieten anderer Abteilungen 
des LAVG.

Der inhaltliche Schwerpunkt der Anrufe lag 
im Bereich des Mutterschutzes, des Arbeits-
zeitrechtes und des Sprengstoffrechtes. Die 
Fragen zu den Regelungen rund um Coro-
na und Quarantäne sowie ab Januar 2021 
zur Corona-Arbeitsschutzverordnung stellen 
ebenso einen signifikanten Anteil der Anru-
fe. Lässt man den durch Corona bedingten 
Anteil unberücksichtigt, erkennt man für den 
Bereich der Beratung einen klaren Bera-
tungsschwerpunkt im Bereich Mutterschutz, 

Anzahl der Anrufe

Mutterschutz

Arbeitszeit

Sprengstoff

Corona

Allg� Arbeitsschutz

Arbeitsstätten

Gefahrstoffe und Chemikalien

Röntgen und Strahlenschutz

Corona-ArbSchV

Baustellen

Betriebssicherheit

0 20 40 60 80 100

Beratung
Beschwerde
ohne Arbeitschutzbezug
Weiterleitung

Abbildung 2: Anzahl der Anrufe nach Rechtsgebieten
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Sprengstoffrecht, Arbeitszeit sowie im Strah-
lenschutz und Gefahrstoffrecht.

Die mittlere Bearbeitungsdauer der Anrufe 
pro Tag lag bei den erfassten Anrufen bei ca. 
10 Minuten. Diese Zeit beinhaltet sowohl das 
reine Telefongespräch als auch die Zeit für 
die Dokumentation und etwaige Recherchen.

In der Pilotierungsphase stand das Arbeits-
schutztelefon den Anrufenden grundsätzlich 
drei Stunden und am Donnerstag fünf Stun-
den zur Verfügung. Von den bereitgestellten 
Zeiten wurden im Durchschnitt 45 Minuten 
für die Bearbeitung der Anrufe am Arbeits-
schutztelefon verwendet. Die tägliche Belas-
tung variierte dabei von keinen Anrufen bis 
zu Tagen mit 10 Anrufen und einer zeitlichen 
Belastung von bis zu 140 Minuten. In der Ge-
samtbetrachtung kann aber von vier Anrufen 
pro Tag ausgegangen werden.

Im Verlauf der Pilotierung wurde der sub-
jektive Eindruck geäußert, dass die Anrufe, 
die beim Arbeitsschutztelefon eingehen, nur 
weitergeleitet werden, und dass dies zu einer 
zusätzlichen Belastung führt. Diesem Gefühl 
konnten die sachlichen Zahlen aus der Aus-
wertung der Anrufe entkräften. Es kam tat-
sächlich vor, dass komplexere Fragestellun-
gen an die zuständigen Fachkolleginnen und 
Fachkollegen weitergeleitet wurden.

Bei diesen Anrufen handelte es sich aber 
lediglich um 30 Prozent der bearbeiteten 
Beratungsersuchen. Die verbleibenden 70 
Prozent der Anrufe mit Beratungscharakter 
waren von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern am Arbeitsschutztelefon abschließend 
bearbeitet worden.

Fazit

Das Arbeitsschutztelefon hat sich als geeig-
netes Instrument erwiesen, um den Bürgerin-
nen und Bürgern eine verlässliche Möglich-
keit zu bieten, mit der Arbeitsschutzbehörde 
in Kontakt zu treten. Die wertvollen Erfahrun-
gen aus der Pilotierung werden für die finale 
Umsetzung dieses Angebotes genutzt.

Ein weiterer Vorteil für die Abteilung Arbeits-
schutz liegt in der direkten Kommunikation 
mit den Bürgerinnen und Bürgern. Diese 
bietet einen konkreten Einblick in die Bedürf-
nisse, Probleme und Fragen der Anrufenden. 
Damit können Informations- und Servicean-
gebote gezielt verbessert, aber auch landes-
spezifische Handlungsschwerpunkte in der 
aktiven Überwachung gesetzt werden. Somit 
ist die Arbeitsschutzbehörde nicht nur telefo-
nisch einfacher zu erreichen, sondern in Zu-
kunft auch digital.
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Unfälle bei der Arbeit

Unfallgeschehen

1	 Entwicklung von Betrieben und Beschäftigung in Brandenburg – Ergebnisse der fünfundzwanzigsten Welle des 
Betriebspanels Brandenburg 2020

2	 Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder – Erwerbstätige (am Arbeitsort) in Deutschland 1991 bis 
2020 nach Ländern

Entwicklung der meldepflichtigen Unfälle 
bei der Arbeit (Bund und Brandenburg)

Im Berichtsjahr 2020 wurden von der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV) und von der SVLFG für das Land 
Brandenburg insgesamt 23.315 (26.035) mel-
depflichtige Arbeitsunfälle registriert. Mel-
depflichtig ist ein Arbeitsunfall, wenn er eine 
Arbeitsunfähigkeit von mindestens drei Ar-
beitstagen zur Folge hat. Damit ist die Zahl 
dieser statistisch auf der Grundlage einer 
Stichprobenerhebung erfassten Unfälle im 
Land Brandenburg gegenüber dem Vorjahr 
um 2.720 oder 10,4 % gesunken. Eine we-
sentliche Ursache für den deutlichen Rück-
gang ist mit der in einigen Wirtschaftsberei-
chen verringerten Wirtschaftstätigkeit in der 
Folge der Corona-Pandemie zu sehen. Mehr 
als die Hälfte der Betriebe in Brandenburg 
(58 %) haben in Reaktion auf die Corona-
Pandemie Anpassungen im Personalbereich 
durchgeführt. Diese personalpolitischen Maß-
nahmen zielten v. a. auf die Reduzierung des 
Arbeitsvolumens ab. So ordnete knapp ein 
Drittel der Betriebe (30 %) Kurzarbeit an. In 
ebenfalls 30 % der Betriebe wurden Über-
stunden abgebaut bzw. Minusstunden auf-
gebaut; 22 % der Betriebe verkürzten die 
Arbeitszeit.1

Dies wird auch durch die Betrachtung der 
bundesweiten Entwicklung gestützt. Hier 
sank die Zahl der meldepflichtigen Unfälle 

von 939.611 Fällen im Jahr 2019 auf 824.552 
im Jahr 2020. Dies entspricht einem Rück-
gang von 12,2 %.

Bei einer nach Wirtschaftsbereichen dif-
ferenzierten Betrachtung entfallen 2020 in 
Brandenburg 15,4 % (in 2019 12,7 %) auf 
den Bereich der Holz- und Metallbe- und 
-verarbeitung und 12,7 % (2019 11,7 %) auf 
das Baugewerbe. Es folgen der Bereich der 
Verwaltung, in der u. a. unternehmensnahe 
Dienstleistungen, aber auch Leiharbeit sowie 
Wach- und Schließdienste zusammengefasst 
werden, mit 12,6 % (2019 14,4 %) und der 
Bereich der Warenlogistik und des Handels 
mit 11,7 % (2019 11,5 %) der meldepflichtigen 
Arbeitsunfälle. Weitere 19,0 % (2019 18,3 %) 
der gemeldeten Arbeitsunfälle verteilen sich 
in etwa gleichem Umfang auf Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege sowie auf Land-
wirtschaft und Gartenbau.

Für eine vergleichende Betrachtung mit der 
bundesweiten Entwicklung wird als Bezugs-
größe die Zahl der Erwerbstätigen im Jahres-
durchschnitt am Arbeitsort herangezogen2. 
Im Berichtsjahr 2020 ist analog zur Entwick-
lung der absoluten Zahken auch die Quote 
der meldepflichtigen Arbeitsunfälle je 1.000 
Erwerbstätigen für das Land Brandenburg 
gegenüber dem Vorjahr um 2,3 % von 23,1 
auf 20,8 gesunken. Brandenburg liegt damit 
weiterhin über der bundesweiten Quote von 
18,4.
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Mögliche Ursachen liegen in der Betriebs- 
und Beschäftigtenstruktur. Fast drei Viertel 
der ca. 66.000 Betriebe mit mindestens ei-
nem bzw. einer sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Brandenburg haben eine 
Beschäftigtenzahl von weniger als zehn, 
94 % von weniger als 50 Beschäftigten. 
Kleinstbetriebe machen in Brandenburg mit 
73 % weiterhin einen größeren Anteil aus als 
in Ostdeutschland insgesamt (70 %) und als 
in Westdeutschland (66 %). Jeder zweite Be-
schäftigte (48 %) arbeitet in Brandenburg in 
Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten, 

nur jeder fünfte (20 %) in einem Großbetrieb 
mit mehr als 250 Beschäftigten. In West-
deutschland ist hingegen jeder dritte in einem 
solchen Großbetrieb beschäftigt.

Gut die Hälfte der ca. 66.000 Betriebe in 
Brandenburg entfällt auf nur drei Branchen: 
Handel und Reparatur (19 %), Unterneh-
mensnahe Dienstleistungen (18 %) sowie 
das Baugewerbe (14 %). In Bezug auf die Be-
schäftigung ist, neben den genannten Berei-
chen Handel und Reparatur (13 %) und Unter-
nehmensnahe Dienstleistungen (14 %), das 

Meldepflichtige Arbeitsunfälle je 1�000 Erwerbstätige
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Gesundheits- und Sozialwesen (15 %) von 
großer Bedeutung: In jeder dieser Branchen 
arbeiten jeweils rund 14 % aller brandenbur-
gischen Beschäftigten; insgesamt entfallen 
42 % aller Beschäftigten in Brandenburg auf 
diese Wirtschaftsbereiche.

Im Vergleich sowohl zu Ostdeutschland ins-
gesamt als auch zu Westdeutschland spielt 
das Baugewerbe in Brandenburg eine grö-
ßere Rolle: 14 % aller Betriebe und 7 % aller 
Beschäftigten finden sich in dieser Branche. 
In Ostdeutschland insgesamt betragen die 
entsprechenden Anteile 12 % (Betriebe) und 
7 % (Beschäftigte), in Westdeutschland 11 % 
(Betriebe) und 7 % (Beschäftigte). Das Ver-
arbeitende Gewerbe weist hingegen – ins-
besondere im Vergleich mit Westdeutschland 
– ein geringeres Gewicht auf. Zwar entfällt 
ein ähnlicher Anteil der brandenburgischen 
Betriebe auf diese Branche wie in West-
deutschland, allerdings arbeitet ein deutlich 
geringerer Anteil der Beschäftigten in diesem 
Bereich: Während in Westdeutschland 19 % 
der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewer-
be tätig sind, sind es in Ostdeutschland 15 % 
und in Brandenburg nur 13 %3.

Gleichzeitig waren 2020 in Brandenburg 
mit zusammen 12 % im Vergleich mit West-
deutschland anteilig noch immer mehr Be-
schäftigte im Baugewerbe, in Bergbau und 
Energie sowie auch in der Land- und Forst-
wirtschaft tätig.

Insgesamt sind wegen der Überrepräsentanz 
von besonders gefahren- und unfallträchti-
gen Branchen, in denen die Beschäftigten 
auch überwiegend an wechselnden Arbeits-
orten ihre Arbeitsleistung erbringen (wie dies 
in der Land- und Forstwirtschaft und im Bau-
gewerbe der Fall ist), sowie der kleinbetrieb-
lichen Strukturen die Bedingungen für den 

3	 Entwicklung von Betrieben und Beschäftigung in Brandenburg – Ergebnisse der vierundzwanzigsten Welle des 
Betriebspanels Brandenburg 2019

Arbeitsschutz in Brandenburg somit als eher 
ungünstig anzusehen.

Im betrachteten Fünfzehn-Jahre-Zeitraum ist 
die Zahl der meldepflichtigen Arbeitsunfälle 
sowohl bundes- als auch landesweit erheb-
lich zurückgegangen. Bei einer gleichzeitig 
ansteigenden Zahl der Erwerbstätigen haben 
sich die Quoten meldepflichtiger Arbeitsun-
fälle je 1.000 Erwerbstätigen in den letzten 
fünfzehn Jahren bundesweit von 26,4 im Jahr 
2006 auf 18,4 im Jahr 2020 nahezu um ein 
Drittel (ca. 30 %) verringert. Im Land Bran-
denburg fiel der Rückgang von 31,7 auf 20,8 
noch etwas höher aus (ca. 34 %).

Entwicklung der tödlichen Unfälle bei der 
Arbeit (Bund und Brandenburg)

Im Jahr 2020 hatten bundesweit 508 (2019: 
633) Unfälle bei der Arbeit einen tödlichen 
Ausgang. Damit wurde ein historischer Tief-
stand erreicht, der sich insbesondere mit den 
Einschränkungen der wirtschaftlichen Aktivi-
täten in der Folge der Corona-Schutzmaß-
nahmen erklären lässt. Hingegen ist die Zahl 
der tödlichen Arbeitsunfälle von Beschäftig-
ten aus Betrieben mit Sitz in Brandenburg 
von 13 im Jahr 2019 auf 14 im Berichtsjahr 
leicht gestiegen. Die meisten tödlichen Ar-
beitsunfälle entfallen 2020 bundesweit auf 
Betriebe in der Land- und Forstwirtschaft so-
wie den Gartenbau mit 109 (21,5 % aller tödli-
chen Arbeitsunfälle), gefolgt von denen in der 
Bauwirtschaft mit insgesamt 97 (19,1 % aller 
tödlichen Arbeitsunfälle). Aus in Brandenburg 
ansässigen Betrieben verunfallten acht Be-
schäftigte tödlich im Bereich Verkehr, Post, 
Telekommunikation, gefolgt von der Land- 
und Forstwirtschaft und der Verwaltung mit 
je zwei.
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Die obige Abbildung enthält die Quoten der 
tödlichen Arbeitsunfälle je 100.000 Erwerbs-
tätige für den Fünfzehn-Jahres-Zeitraum 
2006 bis 2020. Parallel zur Abnahme der 
meldepflichtigen Unfälle verringerte sich in 
diesem Zeitraum auch die Zahl der tödlichen 
Arbeitsunfälle. Bundesweit gingen diese von 
941 im Jahr 2006 um 46 % auf 508 Fälle 
im Jahr 2020 und landesweit etwas stärker 
von 30 um 53 % auf 14 Fälle im Berichtsjahr 
zurück. Die Quote der tödlichen Unfälle je 
100.000 Erwerbstätige sank analog bundes- 
wie landesweit, jedoch ebenso nicht kontinu-
ierlich. Der wechselhafte Verlauf war bei der 
landesweiten Quote aufgrund geringerer und 
stark wechselnder Fallzahlen wesentlich aus-
geprägter.

Entwicklung der neuen Unfallrenten als 
Folge schwerer Unfälle bei der Arbeit 
(Bund und Brandenburg

Im Jahr 2020 wurden bundesweit von den 
Unfallversicherungsträgern 14.611 neue Un-
fallrenten als Folge von schweren Arbeitsun-
fällen anerkannt. In Brandenburg waren 440 
Beschäftigte betroffen. Bezogen auf 10.000 
Erwerbstätige betrug die Quote bundesweit 
3,3 und im Land Brandenburg 3,9. Diese 
Werte sind bundesweit in etwa gleich hoch 
wie im Vorjahr, im Land Brandenburg ist die 
Quote gestiegen. Bei branchenbezogener 
Betrachtung wurden die meisten Rentenan-
erkennungen bundesweit in der Verwaltung 
(16,4 %) gefolgt vom Baugewerbe mit 15,9 % 
zugesprochen. In Brandenburg liegt das Bau-
gewerbe mit 15,0 % vor dem Verkehrsgewer-
be mit 12,5 % an erster Stelle.

Tödliche Arbeitsunfälle je 100�000 Erwerbstätige
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Analyse der von der Arbeitsschutzbehör-
de Brandenburg registrierten und unter-
suchten Unfälle bei der Arbeit

Im Land Brandenburg wurden im Jahr 2020 
acht tödliche Unfälle bei der Arbeit verzeich-
net4. Damit hat sich die Zahl der tödlichen Un-
fälle zum Jahr 2018 und 2019 wieder erhöht 
(Abbildung).

Von diesen tödlichen Unfällen ereigneten sich 
ein tödlicher Unfall in der Landwirtschaft, ein 

4	 Von den Aufsichtsbeamtinnen und -beamten der Abteilung Arbeitsschutz des LAVG werden nur Unfälle bei der 
Arbeit untersucht und registriert, die Beschäftigte im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit erleiden. Aus Gründen der Praktikabilität sind Unfälle im Straßenverkehr ausgenommen. Somit werden 
im LAVG nicht alle Unfälle registriert und untersucht, die in den Unfallstatistiken der Unfallversicherungsträger 
ausgewiesen sind, zum Beispiel keine Arbeitsunfälle im Straßenverkehr und keine Arbeitsunfälle von Versicher-
ten, die keine Beschäftigten im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes sind.

tödlicher Unfall im Hotel- und Gaststätten
bereich, ein tödlicher Unfall in der Warendistri-
bution, ein tödlicher Unfall im Transportbereich 
und vier tödliche Unfälle bei Ausbau- und In-
stallationsarbeiten.

Unfallschwerpunkte

Neben den acht tödlichen Unfällen wurden 
2020 weitere elf bemerkenswerte Unfälle bei 
der Arbeit untersucht. Bei diesen 19 Unfällen 

Arbeitsunfallrenten je 10�000 Erwerbstätige
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waren 23 Unfallbetroffene zu verzeichnen. 
Die Betroffenen waren zwischen 20 und 63 
Jahren alt.

Die Anzahl der bemerkenswerten Unfälle hat 
sich im Vergleich zum Jahr 2019 um ca. 60 % 
verringert (2019: 25 bemerkenswerte Unfälle, 
2020: 11 bemerkenswerte Unfälle). Außer in 
der Bauwirtschaft mit neun untersuchten Un-
fällen gab es keine auffällige Häufung.

Unfallschwerpunkt Bau- und Montage-
tätigkeiten

Einen Schwerpunkt (fast die Hälfte der unter-
suchten tödlichen und bemerkenswerten Un-
fälle) bildeten Unfälle auf Baustellen. Diese 
ereigneten sich bei Dacharbeiten (ein Unfall), 
Tief- und Straßenbauarbeiten (zwei Unfälle) 
sowie Hoch- und Brückenbauarbeiten (sechs 
Unfälle). Negativ zu verzeichnen ist, dass im 
Jahre 2020 vier tödliche Unfälle auf Baustel-
len untersucht werden mussten.

Unfallschwerpunkt Absturzunfälle

Von den 19 untersuchten Unfällen waren mit 
acht untersuchten Unfällen fast die Hälfte Ab-

sturzunfälle, davon vier Unfälle mit tödlichem 
Ausgang. Dabei entfielen vier Unfälle auf Tä-
tigkeiten in der Bauwirtschaft, ein Unfall im 
Hotel- und Gaststättenbereich, ein Unfall im 
Transportbereich und ein Unfall ereignete 
sich bei Wartungs- und Reinigungsarbeiten.

Unfallschwerpunkt selbstfahrende bzw. 
mobile Arbeitsmittel

Von den 19 untersuchten Unfällen ereigne-
ten sich acht Unfälle im Zusammenwirken 
mit selbstfahrenden bzw. mobilen Arbeits-
mitteln, davon fünf Unfälle mit tödlichem Aus-
gang. Schwerpunkt hierbei waren, wie schon 
2019, unzureichende Sichtverhältnisse und 
mangelnde Rundumsicht der Bedienperso-
nen, insbesondere bei der Rückwärtsfahrt. 
Drei dieser fünf hier untersuchten tödlichen 
Arbeitsunfälle hatten in den vorgenannten 
Mängeln ihre Ursache.

Unfallschwerpunkt Reparatur-,  
Wartungs- und Reinigungsarbeiten

Bei Reparatur-, Wartungs- und Reinigungsar-
beiten waren zwar keine tödlichen Unfälle zu 
verzeichnen, allerdings mussten insgesamt 
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drei bemerkenswerte Unfälle untersucht wer-
den. Darunter waren ein Absturzunfall und 
zwei Unfälle im Zusammenwirken mit techni-
schen Arbeitsmitteln.

Eingeklemmt an LKW-Laderampe

Der tödliche Unfall ereignete sich auf dem 
Gelände eines Logistikunternehmens. Dabei 
wurde ein Kraftfahrer (polnischer Nationali-
tät) an einer Laderampe von einem Wech-
selbrückenrangierfahrzeug, welches eine 
Wechselbrücke an die Rampe stellte, einge-
klemmt und so schwer verletzt, dass er noch 
am Unfallort seinen Verletzungen erlag.

Der Verunfallte hatte vor dem Unfall eine ca. 
12-stündige Ruhezeit außerhalb des Firmen-
geländes in seinem Zugfahrzeug verbracht.

Der Verunfallte hatte den Auftrag, mit dem 
außerhalb des Betriebsgeländes abgestell-
ten Zugfahrzeug den zur Beladung an der der 
Unfallstelle gegenüberliegenden Gebäude-
seite der Umschlaghalle angedockten Sattel-
auflieger nach Beladung zum Weitertransport 
zu übernehmen.

Ca. eine Stunde vor der geplanten Abfahrt-
zeit und unmittelbar vor dem Unfall erkundig-
te sich der Verunfallte in der Abfertigung nach 
dem Beladezustand seines Aufliegers. Beim 
ersten Mal trug er eine Jacke in Warnfarbe. 
Da die Beladung des Aufliegers zum avisier-
ten Beladeende noch nicht abgeschlossen 
war, erkundigte sich der Verunfallte dort ein 
zweites Mal, wobei er keine Jacke/Warnwes-
te trug und zu diesem Zeitpunkt schwarz be-
kleidet war.

Zeitgleich fanden auf dem Betriebsgelände 
Rangierarbeiten mit Wechselbrücken statt. 
An der späteren Unfallstelle wurde bei ge-
öffnetem Tor eine Wechselbrücke von der 
Laderampe mit dem Wechselbrückenrangier-
fahrzeug abgezogen, auf dem Gelände ab-
gestellt und eine neue Wechselbrücke an die 

Laderampe gefahren. Dieser Vorgang dauert 
i. d. R. wenige Minuten.

In dieser Zeit hat sich der Verunfallte ohne 
Notwendigkeit an die Rampe vor einem of-
fenen Tor begeben, welches sich gegenüber 
dem Tor befand, an dem sein Sattelauflieger 
beladen wurde – vermutlich um bei einem 
Staplerfahrer in der Halle nachzufragen, 
wie weit die Beladung seines Aufliegers sei. 
(Durch das geöffnete Tor konnte der Verun-
fallte den Stand der Beladearbeiten an sei-
nem Sattelauflieger an der gegenüberliegen-
den Gebäudeseite sehen.) Der Staplerfahrer 
konnte ihn nicht verstehen, weil das heran-
nahende Wechselbrückenrangierfahrzeug zu 
laut war. Der Staplerfahrer, versuchte noch 
den Verunfallten auf das Zutrittsverbot und 
die Gefahr aufmerksam zu machen.

Der Fahrer des Wechselbrückenrangierfahr-
zeugs hat beim Rückwärtsfahren den Verun-
fallten, der vor einer schwarzen Gummimatte 
an der Laderampe stand, nicht wahrgenom-
men. Er selbst bemerkte den Unfall nicht, er 
ist per Telefon darüber informiert worden und 
stand daraufhin unter Schock.

Zum Zeitpunkt des Unfalls war es dunkel. 
Seitlich der Unfallstelle standen an den be-
nachbarten Rampen ein Sattelzug und eine 
Wechselbrücke, deren Schatten die dauer-
hafte Beleuchtung des Rampenbereiches 
eingeschränkt hat.

Bei der Unfalluntersuchung wurden durch die 
Aufsichtsbeamten des LAVG die von den be-
teiligten Arbeitgebern (Logistikunternehmen, 
Spedition und Rangierunternehmen) vorge-
sehenen Maßnahmen überprüft und Folgen-
des festgestellt:

1.	 Logistikunternehmen

An der Zufahrt zum Betriebsgelände und 
am Fußgängereingang befinden sich gro-
ße Warntafeln, die mehrsprachig u. a. auf 
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die Tragepflicht von Warnwesten hinweisen 
(auch in polnischer Sprache). Die Fahrer der 
Speditionen müssen sich anmelden und dür-
fen nur nach Freigabe in den Ladebereich zur 
Übergabe ihrer Fahrzeuge/Auflieger bzw. zur 
Abholung ihrer Fahrzeuge/Auflieger. An den 
Rampen befinden sich beidseitig Piktogram-
me, die auf die Quetschgefahr hinweisen.

Laut Gefährdungsbeurteilung und Betriebs-
anweisung müssen die Rolltore an den Be- 
und Entladerampen geschlossen sein, wenn 
keine Be- bzw. Entladung durchgeführt wird. 
Diese Forderung wurde durch das Personal 
in der Umschlaghalle nicht bzw. nicht ausrei-
chend umgesetzt.

2.	 Spedition

Der Verunfallte war polnischer Staatsbürger 
und bei einer deutschen Firma beschäftigt, 
die regelmäßig auf dem Betriebsgelände lädt. 
Er selbst war bereits vor Ort eingesetzt und 
kannte das Betriebsgelände. Er ist nachweis-
lich fünf Monate zuvor durch seinen Arbeitge-
ber u. a. zum Führen von Fahrzeugen, zu Be-
und Entladearbeiten und zum Benutzen der 
persönlichen Schutzausrüstung unterwiesen 
worden. Bestandteil der Unterweisung war 
u. a. das Tragen von Warnwesten, die Auf-
merksamkeit an Rampen und Ladebordwän-
den und das Verhalten auf dem Betriebsge-
lände sowie bei Kunden.

3.	 Rangierunternehmen

Der Fahrer des Wechselbrückenrangierfahr-
zeugs ist nachweislich zehn Monate zuvor 
zum Umsetzen von Wechselbehältern und 
Wechselbrücken (Rangierdienst) unterwie-
sen worden (u. a. kein Aufenthalt von Unbe-
teiligten im Gefahrenbereich, defensive Fahr-
weise, angepasste Rangiergeschwindigkeit, 
ausreichende Sicht beim Rückwärtsfahren)

Das Wechselbrückenrangierfahrzeug ist im 
Heckbereich mit einer orangen Rundum-
leuchte und Rückwärtsfahrscheinwerfern 
ausgestattet, so dass der Bereich während 
der Annäherung an die Rampe hell erleuchtet 
war. Das Fahrzeug ist mit einer Rückwärts-
fahrkamera ausgestattet, der Sichtbereich ist 
ausreichend. Es wurde fristgemäß sechs Mo-
nate vor dem Unfall einer Hauptuntersuchung 
bei einer externen Prüforganisation unterzo-
gen – ohne Mängel. Das Fahrzeug ist für den 
Einsatz als Rangierfahrzeug geeignet.

Aufgrund des Unfalls wurden durch die betei-
ligten Betriebe die jeweiligen Gefährdungs-
beurteilungen überprüft und umfangreiche 
Maßnahmen selbständig veranlasst. Im Ein-
zelnen wurde durch die beteiligten Betriebe 
veranlasst:

a.	 Eine außerordentliche Prüfung des Wech-
selbrückenrangierfahrzeugs wurde durch-
geführt und der sichere Zustand aller 
sicherheitsrelevanten Komponenten ist 
durch die externe Prüforganisation fest-
gestellt worden. Das Wechselbrückenran-
gierfahrzeug wurde zusätzlich mit einer 
akustischen Warneinrichtung und mit 
blauem Kegellicht ausgestattet, welches 
für Personen noch besser erkennbar ist 
und eine zusätzliche Gefahr signalisieren 
soll.

b.	 Im Logistikgunternehmen wurden die be-
trieblichen Abläufe/Prozesse überprüft 
und sofort Maßnahmen getroffen. Alle 
Mitarbeiter wurden erneut und außer-
planmäßig geschult, dass die vorhande-
ne Betriebsanweisung (u. a., dass Fahr-
zeugbewegungen nur ausschließlich bei 
geschlossenem Tor durchgeführt werden 
dürfen) konsequent umgesetzt und die 
Einhaltung überprüft wird.

c.	 Neue Speditionsunternehmen erhalten 
eine 90-minütige Erstunterweisung, alle 
betriebsfremden Kraftfahrerinnen und 
Kraftfahrer erhalten eine Einweisung 
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(mehrsprachig) zum Verhalten auf dem 
Betriebsgelände, die sie mit ihrer Unter-
schrift bestätigen müssen.

d.	 Die Beleuchtungsstärke im Bereich der 
Laderampen wurde über die Anforderun-
gen der Technischen Regel für Arbeits-
stätten ASR A 3.4 „Beleuchtung“ hinaus 
auf 50 lx erhöht.

e.	 Ein Rufsystem zur Benachrichtigung war-
tender Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer 
wurde zur Minimierung des Fußgängerver-
kehrs auf dem Betriebsgelände eingeführt.

f.	 Die Hallentore werden mit Ampelanlagen 
ausgestattet, um sicherzustellen, dass 
Fahrzeuge und Brücken erst von den La-
derampen abgezogen werden, wenn der 
Ladeprozess abgeschlossen ist und die 
Tore geschlossen sind.

Bei der Unfalluntersuchung des LAVG vor Ort 
wurden die veranlassten und die geplanten 
Maßnahmen für angemessen befunden und 
eine zeitnahe Umsetzung gefordert.

Überfahren vom Kettenbagger

Drei langjährige und erfahrene Mitarbeiter 
eines Recyclingunternehmens hatten den 
Auftrag, mit Hilfe eines Mobilbaggers auf ei-
nem unbefestigten Wirtschaftsweg die Ober-
schicht, bestehend aus sog. Kurzsteinrecyc-
lingmaterial, abzutragen.

Die Oberschicht wurde maschinell mit einem 
mobilen Kettenbagger mit angebrachtem Löf-
fel abgezogen, zu einem Haufwerk verbracht 
und zum Abtransport auf einen LKW geladen. 
Mit einer Schaufel wurde durch den später 
Verunfallten das am Wegrand aufgebrachte 
Recyclingmaterial abgetragen und mittig des 
Wirtschaftsweges geschaufelt. Dabei befand 
sich der Arbeitsbereich des Beschäftigten vor 
dem Löffel des Baggers, etwa 10 Meter ent-
fernt.

Nach Beendigung eines Beladevorganges 
des LKW fuhr der Maschinenführer mit dem 
Bagger rückwärts, um weiteres Recyclingma-
terial vom Weg abzutragen. Der Verunfallte, 
der sich in diesem Moment hinter dem Bag-
ger befunden haben muss, wurde von der 
rechten Kette im Heckbereich des Baggers 
im Kopf- und Brustbereich überfahren und 
verstarb an der Unfallstelle. Aufgrund der 
Lage des Verunfallten sowie der Verletzun-
gen, die im Leichenschaubericht detailliert 
dargestellt wurden, ist mutmaßlich davon 
auszugehen, dass der Verunfallte aufgrund 
der unebenen und nassen Wegverhältnisse 
stolperte oder ausrutschte und zu Fall kam. 
(Ein Anfahren bzw. Anstoßen des Verunfall-
ten mit dem Heck und/oder den Ketten des 
Baggers wird aufgrund der Verletzungen aus-
geschlossen. Es wurden keine Anstoßverlet-
zungen im Hüft- bzw. in den Beinbereichen 
des Verunfallten festgestellt.)

In einer gutachterlichen Stellungnahme wur-
den technische Mängel am mobilen Ketten-
bagger ausgeschlossen.

Im Ergebnis der Untersuchung hinsichtlich 
der Sichtmöglichkeiten wurde im Gutachten 
dargelegt, dass jeder Bereich um den Ket-
tenbagger herum mit Hilfe von Kameras und 
Spiegeln oder aber direkt einsehbar war. Der 
Kettenbagger war mit einem geeigneten und 
funktionstüchtigen Monitor-Kamera-System 
ausgestattet. An der Erdbaumaschine wa-
ren Arbeitsscheinwerfer für den Einsatz in 
der Dunkelheit und Dämmerung im Front-
bereich angebracht. Eine Ausleuchtung des 
Umfeldes im hinteren Bereich des Baggers 
war nicht gegeben und wirkte aufgrund der 
ungünstigen Witterungsverhältnisse (Regen) 
und der Morgendämmerung begünstigend 
hinsichtlich des Unfallereignisses.

Die Ermittlungen des LAVG ergaben, dass der 
Arbeitgeber im Wesentlichen für eine geeig-
nete Arbeitsschutzorganisation gesorgt hat-
te. Eine schriftliche Beauftragung zum Füh-
ren des mobilen Kettenbaggers sowie eine 
Einweisung des Maschinenführers erfolgte 
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nachweislich. Sowohl der Maschinenführer 
als auch der Verunfallte wurden nachweislich 
über den Umgang und das Verhalten beim 
Einsatz von Erdbaumaschinen, insbesondere 
auf die Pflicht zur Einhaltung eines Sicher-
heitsabstandes unterwiesen. Auch lag eine 
baustellenbezogene Gefährdungsbeurteilung 
vor, in der die möglichen Gefährdungen für 
die Beschäftigten sowie die notwendigen 
Schutzmaßnahmen zur Minimierung bzw. 
Beseitigung der Gefährdungen dokumentiert 
waren. Dennoch war die Gefährdungsbeur-
teilung in Bezug auf die Berücksichtigung der 
witterungsbedingten Sichtverhältnisse, die 
an diesem Tag auf der Baustelle herrschten, 
nicht vollständig. Dieser Sachverhalt begüns-
tigte den Eintritt des Unfallereignisses.

Als weitere begünstigende Ursachen für den 
tödlichen Unfall bei der Arbeit wurden der 
Aufenthalt des Verunfallten im unmittelbaren, 
hinteren Gefahrenbereich des Baggers sowie 
das Führen der Erdbaumaschine durch den 
Maschinenführer ohne Kenntnis über den 
Standort des begleitenden Mitarbeiters er-
mittelt.

Bei jeder Unfalluntersuchung prüft das LAVG, 
ob die rechtlichen Vorgaben des Arbeits-
schutzrechtes von den Beteiligten eingehal-
ten wurden. Der Arbeitgeber hat die Pflicht, 
nach Möglichkeit alle Gefährdungen im Vor-
feld der Ausübung von Arbeiten zu betrach-
ten. Es zeigt sich oft erst nach detaillierter 
Betrachtung, welche Gefährdungsfaktoren 
bei der Gewährleistung von Sicherheit und 
Gesundheitsschutz konkret zu berücksichti-
gen sind und welche Maßnahmen daraus ab-
geleitet werden müssen.

Insbesondere bei Arbeiten auf Baustellen ist 
es erforderlich, die Gefährdungsbeurteilung 
aufgrund der sich häufig ändernden Situa-
tionen, auch der Witterungsbedingungen, 
mehrfach anzupassen. Das LAVG ordnete 
mündlich an, dass die baustellenbezogene 
Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeit-
geber zu überarbeiten war. Der Arbeitgeber 
kam der Anordnung nach. Bei der Nachkon-

trolle wurde festgestellt, dass der Arbeits-
beginn soweit verschoben wurde, dass aus-
reichend Tageslicht für die Ausführung der 
Arbeiten vorhanden war.

Quelle: Martin Mandel, DEKRA Automobil 
GmbH. Monitor in der Fahrerkabine des 
Kettenbaggers mit Darstellung der Sicht-
felder der rückwärtigen und seitlichen 
Kamera
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

Nr. Berufskrankheit 1 2 9 10 11 12

1 Durch chemische Einwirkungen verursachte Krankheiten

11 Metalle oder Metalloide

1101 Erkrankungen durch Blei 
oder seine Verbindungen

1 1

1103 Erkrankungen durch Chrom 
oder seine Verbindungen

12 1 12 1

1108 Erkrankungen durch Arsen 
oder seine Verbindungen

3 3

1110 Erkrankungen durch  
Beryllium oder seine  
Verbindungen

2 2

13 Lösemittel, Schädlingsbekämpfungsmittel (Pestizide) und sonstige chemische Stoffe

1301 Schleimhautveränderun-
gen, Krebs oder andere 
Neubildungen der Harn-
wege durch aromatische 
Amine

68 6 8 60 6

1302 Erkrankungen durch Halo-
genkohlenwasserstoffe

1 1

1304 Erkrankungen durch Nitro- 
oder Aminoverbindungen 
des Benzols oder seiner 
Homologe

1 1

1307 Erkrankungen durch 
organische Phosphor
verbindungen

1 1

1308 Erkrankungen durch Fluor 
oder seine Verbindungen

1 1

1310 Erkrankungen durch halo-
genierte Alkyl-, Aryl- oder 
Alkylaryloxide

1 1

Tabelle 6: Begutachtete Berufskrankheiten



74 ARBEITSSCHUTZ JAHRESBERICHT 2020

Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

1315 Erkrankungen durch  
Isocyanate

3 3

1317 Polyneuropathie oder 
Enzephalopathie durch 
organische Lösungsmittel 
oder deren Gemische

2 2

1318 Erkrankungen des Blutes, 
des blutbildenden und des 
lymphatischen Systems 
durch Benzol

96 20 13 1 83 19

1319 Larynxkarzinom durch  
intensive und mehrjährige 
Exposition gegenüber 
schwefelsäurehaltigen 
Aerosolen

3 3

1320 Chronisch-myeloische oder 
chronisch-lymphatische 
Leukämie durch 1,3-Buta-
dien …

4 4

1321 Schleimhautveränderun-
gen, Krebs oder andere 
Neubildungen der Harn-
wege durch polyzyklische 
aromatische Kohlenwasser-
stoffe …

39 3 36

2 Durch physikalische Einwirkungen verursachte Krankheiten

21 Mechanische Einwirkungen

2101 Erkrankungen der Seh-
nenscheiden oder des 
Sehnengleitgewebes  
sowie der Sehnen- oder 
Muskelansätze

4 1 3 1 1
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

2102 Meniskusschäden nach 
mehrjährigen andauernden 
oder häufig wiederkeh-
renden, die Kniegelenke 
überdurchschnittlich be-
lastenden Tätigkeiten

2 1 2 1

2103 Erkrankungen durch Er-
schütterung bei Arbeit mit 
Druckluftwerkzeugen oder 
gleichartig wirkenden Werk-
zeugen oder Maschinen

2 1 2 1

2104 Vibrationsbedingte Durch-
blutungsstörungen an den 
Händen

1 1 1 1

2105 Chronische Erkrankungen 
der Schleimbeutel durch 
ständigen Druck

1 1

2108 Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Lenden-
wirbelsäule durch langjäh-
riges Heben oder Tragen 
schwerer Lasten oder durch 
langjährige Tätigkeiten in 
extremer Rumpfbeuge-
haltung

61 17 19 8 42 9

2109 Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Halswir-
belsäule durch langjähriges 
Tragen schwerer Lasten 
auf der Schulter, die zur 
Unterlassung aller Tätig-
keiten gezwungen haben, 
die für die Entstehung, die 
Verschlimmerung oder das 
Wiederaufleben der Krank-
heit ursächlich waren oder 
sein können

4 4
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

2110 Bandscheibenbedingte 
Erkrankungen der Lenden-
wirbelsäule durch langjäh-
rige, vorwiegend vertikale 
Einwirkung von Ganzkör-
perschwingungen im Sitzen

13 13

2112 Gonarthrose durch eine 
Tätigkeit im Knien oder ver-
gleichbare Kniebelastung

12 1 1 11 1

2113 Druckschädigung des 
Nervus medianus im 
Carpaltunnel (Carpaltunnel-
Syndrom) durch repetitive 
manuelle Tätigkeiten mit 
Beugung und Streckung 
der Handgelenke, durch 
erhöhten Kraftaufwand der 
Hände oder durch Hand-
Arm-Schwingungen

6 2 4

2114 Hypothenar-Hammer-Syn-
drom

1 1

23 Lärm

2301 Lärmschwerhörigkeit 32 5 1 31 5

24 Strahlen

2402 Erkrankungen durch ioni-
sierende Strahlen

17 17

3 Durch Infektionserreger oder Parasiten verursachte Krankheiten sowie Tropenkrankheiten

3101 Infektionskrankheiten im 
Gesundheitsdienst, der 
Wohlfahrtspflege oder in 
einem Laboratorium

41 34 23 19 18 15

3102 Von Tieren auf Menschen 
übertragbare Krankheiten

4 3 3 3 1
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

4 Erkrankungen der Atemwege und der Lungen, des Rippenfells und Bauchfells

41 Erkrankungen durch anorganische Stäube

4101 Quarzstaublungenerkran-
kung (Silikose)

11 3 11 3

4103 Asbeststaublungen-
erkrankung (Asbestose) 
oder durch Asbeststaub 
verursachte Erkrankung der 
Pleura

33 11 3 2 30 9

4104 Lungen- Kehlkopf- oder 
Eierstockkrebs
•	in Verbindung mit Lungen-

asbestose,
•	Pleuraasbestose oder
•	bei Nachweis von mindes-

tens 25 Faserjahren

157 6 11 3 146 3

4105 Durch Asbest verursachte 
Mesotheliom des Rippen-
fells, des Bauchfells oder 
des Pericards

18 9 7 2 11 7

4106 Erkrankungen der tieferen 
Atemwege und der Lungen 
durch Aluminium oder seine 
Verbindungen

1 1

4107 Erkrankungen der Lungen-
fibrose durch Metallstäube 
bei der Herstellung oder 
Verarbeitung von Hartme-
tallen

3 3

4109 Bösartige Neubildungen 
der Atemwege und der 
Lungen durch Nickel oder 
seine Verbindungen

9 9
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

4110 Bösartige Neubildungen der 
Atemwege und der Lungen 
durch Kokereirohgas

2 2

4112 Lungenkrebs durch die 
Einwirkung von kristallinem 
Siliziumdioxid (SiO2) bei 
nachgewiesener Quarz-
staublungenerkrankung 
(Silikose oder Siliko-Tuber-
kulose)

20 20

4113 Lungen- oder Kehlkopf-
krebs durch polyzyklische 
aromatische Kohlenwasser-
stoffe

40 3 2 38 3

4114 Lungenkrebs durch das 
Zusammenwirken von 
Asbestfaserstaub und poly-
zyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffen

34 2 2 32 2

4115 Lungenfibrose durch extre-
me und langjährige Einwir-
kung von Schweißrauchen 
und Schweißgasen

3 3

42 Erkrankungen durch organische Stäube

4201 Exogen-allergische  
Alveolitis

3 3

4203 Adenokarzinome der Nasen
haupt- und Nasenneben-
höhlen durch Stäube von 
Eichen- oder Buchenholz

2 1 2 1

43 Obstruktive Atemwegserkrankungen
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Zuständigkeits
bereich Summe Summe

Arbeitsschutz
behörden weiblich männlich

begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt begutachtet berufsbedingt 

4301 Durch allergische Stoffe 
verursachte obstruktive 
Atemwegserkrankungen 
(einschließlich Rhinopathie)

18 7 11

4302 Durch chemisch-irritativ 
oder toxisch wirkende Stof-
fe verursachte obstruktive 
Atemwegserkrankungen

30 2 7 1 23 1

5 Hautkrankheiten

5101 Schwere oder wiederholt 
rückfällige Hauterkrankun-
gen

5 2 4 2 1

5102 Hautkrebs oder zur Krebs-
bildung neigende Hautver-
änderungen durch Ruß, 
Rohparaffin, Teer, Anthrazen, 
Pech oder ähnliche Stoffe

6 6

5103 Plattenepithelkarzinome 
oder multiple aktinische 
Keratosen der Haut durch 
natürliche UV-Strahlung

14 4 1 1 13 3

Insgesamt 848 134 120 43 728 91
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Anschriften der Dienststellen  
der Arbeitsschutzbehörde Brandenburg

Landesamt für Arbeitsschutz,  
Verbraucherschutz und Gesundheit
Abteilung Arbeitsschutz

Postanschrift: 
Postfach 90 02 36, 14438 Potsdam
Horstweg 57, 14478 Potsdam

Hausanschrift:
Großbeerenstraße 181–183, 14482 Potsdam
arbeitsschutz.office@lavg.brandenburg.de

Regionalbereiche
Regionalbereich Ost, Dienstort Eberswalde
Tramper Chaussee 4
16225 Eberswalde
office.ost@lavg.brandenburg.de

Regionalbereich Ost,  
Dienstort Frankfurt (Oder)
Robert-Havemann-Str. 4
15236 Frankfurt (Oder)
office.ost@lavg.brandenburg.de

Regionalbereich Süd, Dienstort Cottbus
Thiemstr. 105a
03050 Cottbus
office.sued@lavg.brandenburg.de

Regionalbereich West, Dienstort Neuruppin
Fehrbelliner Str. 4a
16816 Neuruppin
office.west@lavg.brandenburg.de

Regionalbereich West, Dienstort Potsdam
Max-Eyth-Allee 22
14469 Potsdam
office.west@lavg.brandenburg.de

mailto:arbeitsschutz.office@lavg.brandenburg.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/kontakte/~mais2red.c.224505.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/kontakte/~mais2red.c.224526.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/kontakte/~mais2red.c.224528.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/kontakte/~mais2red.c.224530.de
https://lavg.brandenburg.de/lavg/de/kontakte/~mais2red.c.224532.de
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Abkürzungsverzeichnis

AAMÜ	 Arbeitsausschuss Marktüberwachung

AHA	 Abstand halten – Hygiene – Alltagsmaske tragen

ASR	 Technische Regel für Arbeitsstätten

ASTA	 Ausschusses für Arbeitsstätten

BAuA	 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin

BER	 Flughafen Berlin Brandenburg

BfArM	 Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte

BG Bau	 Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft

BImschG	 Bundes-Immissionsschutzgesetz

BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales

CE	 Conformité Européenne (‚Europäische Konformität‘)

COVID-19	 corona virus desease 2019

CPA	 Corona-Pandemie-Atemschutzmaske

DGUV	 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung

EN	 Europäische Norm

EU	 Europäische Union

HSE	 Health, Safety, Environment

IfSG	 Infektionsschutzgesetz

LAVG	 Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit

MedBVSV	 Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstellungsverordnung

MLUK	� Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz  
des Landes Brandenburg

MNB	 Mund-Nasen-Bedeckungen
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MNS	 Mund-Nase-Schutz

MSGIV	� Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz  
des Landes Brandenburg

PSA	 Persönliche Schutzausrüstung

RKI	 Robert Koch-Institut

SARS- 
CoV-2	 severe acute respiratory syndrome type 2

SGB 7	 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch

SiGeKo	 Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinierende

SUV	 Sport Utility Vehicles

SVLFG	 Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau

TRGS	 Technischen Regel für Gefahrstoffe

VO	 Verordnung

WHO	 Weltgesundheitsorganisation

ZLS	 Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
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